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Antwort der Bundesregierung 
auf die Große Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP 
betr. Tedinologiepolitik 
— Drucksadle VI/2369 — 


Die Bundesregierung hat gemäß Beschluß des Deut- 
schen Bundestages 1965, 1967 und 1969 die Bundes- 
berichte Forschung I bis III vorgelegt. Der Bundes- 
bericht Forschung IV wird dem Deutschen Bundes- 
tag voraussichtlich Ende dieses Jahres zugeleitet. 
In diesem Bericht wird ausführlicher auf die Pro- 
bleme der Forschungs“ und Technologiepolitik im 
gesamtpolitischen Zusammenhang eingegangen. 

Die Bundesregierung beantwortet die Große An- 
frage der Fraktionen der SPD, FDP wie folgt: 

Frage 1 

Welche Schwerpunkte will die Bundesregierung 
im Gesamtbereich der Technologie in den näch- 
sten Jahren setzen, um die technologische Lei- 
stungsfähigkeit der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu steigern? 

Antwort 

Die Technologiepolitik der Bundesregierung ist Teil 
ihrer Gesamtpolitik; ihr Stellenwert bestimmt sich 
aus ihrem Verhältnis zur Bildungs- und Forschungs- 
politik, zur Sozial- und Wirtschaftspolitik, zur 
Agrar- und Ernährungspolitik, zur Gesundheits- und 
Umweltpolitik, aber auch zur Europapolitik, Ent- 
wicklungspolitik, Außen- und Verteidigungspolitik 
der Bundesregierung. Für all diese Bereiche spielt 
die Technik eine wichtige und noch immer wach- 
sende Rolle. Dem entspricht der Rang, den die 
Bundesregierung in ihrer Politik der Förderung der 
technologischen Entwicklung eingeräumt hat. Dem 
entspricht auch die Breite der inhaltlichen Ziele 
dieser Förderung. Die Bundesregierung sieht in der 
Steigerung der technologischen Leistungsfähigkeit 
ein unentbehrliches, in vielen Fällen das einzige 
Mittel, humane Lebensverhältnisse innerhalb wie 
außerhalb unseres Landes herbeizuführen und auf 
die Dauer zu erhalten, ein gesundes Wirtschafts- 
wachstum langfristig zu sichern und die Verteidi- 
gungsfähigkeit der Bundesrepublik im Rahmen des 
atlantischen Bündnisses zu stärken. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß es für die 
Steigerung der technologischen Leistungsfähigkeit 
nicht nur auf ihre direkten Förderungsmaßnahmen, 
sondern ebenso auch dafür günstige Rahmenbedin- 
gungen (z. B. in der Steuerpolitik), gesunde, auf 
Produktivität und Effizienz angelegte Strukturen in 
Forschung und Industrie und eine aufgeschlossene, 
aber nicht unkritische Haltung der Öffentlichkeit 


gegenüber der Technik ankommt. Die folgende Ant- 
wort auf die gestellte Frage konzentriert sich auf die 
direkten Maßnahmen und hier wiederum auf 
Schwerpunkte und Beispiele. 

Die Bundesregierung möchte außerdem betonen, daß 
der Umfang der für die einzelnen Maßnahmen und 
Programme bereitgestellten Geldmittel allein keinen 
Aufschluß über deren Rangfolge gibt. Die Höhe der 
für die Durchsetzung technologischer Neuerungen 
erforderlichen Geldbeträge ist von Fachgebiet zu 
Fachgebiet unterschiedlich und hängt außerdem 
stark vom Reifegrad der jeweiligen Projekte ab. 

Schließlich muß die Bundesregierung darauf hin- 
weisen, daß in der Technologieentwicklung Schwer- 
punktsverlagerungen bei laufenden Programmen 
nicht von heute auf morgen durchgesetzt werden 
können. Die von der Bundesregierung vorgenom- 
mene Neuorientierung ihrer Technologiepolitik 
schlägt sich daher vorerst vor allem in unterschied- 
lichen Zuwachsraten der für die einzelnen Bereiche 
vorgesehenen Mittel nieder. Sie wird sich aber am 
Ende des Finanzplans 1972 bis 1975 auch in den ab- 
soluten Förderungsbeträgen deutlich widerspiegeln. 

In den für die Technologieförderung wichtigsten 
Ausgabeblöcken im Haushalt des Bundesministe- 
riums für Bildung und Wissenschaft liegt die höchste 
Steigerungsrate in der mehrjährigen Finanzplanung 
von 1972 bis 1975 im Bereich des Haushaltskapitels 
Technologische Forschung und Entwicklung mit über 
200 ®/o und der Datenverarbeitung mit über 150%, 
Im Bereich Weltraumforschung ist gegenüber 1972 
nur noch eine Steigerung um rd. 30 ®/o vorgesehen, 
in der Kernforschung und Kerntechnik sind es rd. 
20 %. 

Die Technologiepolitik der Bundesregierung ist 
durch eine betonte Langfristorientierung, ein hohes 
Maß an innerem Zusammenhang und eine offene 
Haltung gegenüber den Möglichkeiten zwischen 
staatlicher Zusammenarbeit und internationaler Ar- 
beitsteilung bestimmt. Ihre sachlichen Schwerpunkte 
werden mehr und mehr auf Bereiche verlagert, die 
für die Verbesserung der sozio-ökonomischen Le- 
bensbedingungen sowohl in den Industrieländern 
wie in den noch nicht industrialisierten Ländern 
wichtig sind. In der Vergangenheit war demgegen- 
über die Technologiepolitik in der Bundesrepublik 
wie in zahlreichen anderen Ländern weitgehend eine 
reaktive Politik für einzelne mehr oder minder von- 
einander isolierte Sektoren; sie wurde in der Regel 
durch umwälzende technologische Leistungen ins- 
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besondere der Großmächte ausgelöst und von den 
Anstrengungen dieser Mächte und ihrer Konkurren- 
ten bestimmt oder mindestens stark beeinflußt. Bei- 
spiele hierfür sind die deutschen Atomprogramme ! 
seit der zweiten Hälfte der fünfziger, die Weltraum- ; 
Programme seit dem Beginn der sechziger Jahre, die 
verschiedenen Maßnahmen zur Förderung der luft- , 
fahrttechnischen Entwicklung, das erste Programm 
zur Förderung der Datenverarbeitung und, wenn 
auch nur im abgeschwächten Maße, die vor vier 
Jahren erstmals zu einem Gesamtprogramm zusam- 
mengefaßten Maßnahmen für die Meeresforschung. 

Die Bundesregierung hat das im Rahmen dieser 
Programme aufgebaute Potential genutzt und — so- 
weit erforderlich — weiter gestärkt. Gleichzeitig hat 
die Bundesregierung die konkreten Möglichkeiten 
der Neuorientierung innerhalb der Einzelprogramme 
und in ihrem Verhältnis zueinander geprüft und mit 
besonderem Nachdruck begonnen, die neue Aus- 
richtung der staatlichen Technologiepolitik zu ver- | 
wirklichen. 


Datenverarbeitung 

Bisher am deutlichsten kommt dies in der gerade 
abgeschlossenen Neuformulierung des Programms 
Datenverarbeitung zum Ausdruck. Die Bundesregie- 
rung hat die Bedeutung, die sie der Datenverarbei- 
tung beimißt, bereits in ihrer Regierungserklärung 
vom 28. Oktober 1969 hervorgehoben. Das nunmehr 
vorgelegte zweite Datenverarbeitungsprogramm ent- i 
spricht der damaligen Ankündigung. Seine Ziele | 
sind, 

— die Anwendung der Datenverarbeitung in Wis- i 

senschaft, Wirtschaft und öffentlicher Verwaltung ; 
zu verbreitern und zu verstärken, ! 

— die Technik der Datenverarbeitung und mit ihr 
eine der bedeutsamsten Schlüsseltechnologien be- 
herrschen zu lernen und 

— auf dem rasch wachsenden Datenverarbeitungs- i 
markt ausgewogenere Wettbewerbsverhältnisse 
herbeizuführen. 

Gegenüber dem 1967 konzipierten, aus heutiger 
Sicht zu stark auf im engeren Sinne wissenschaftlich- 
technische Vorhaben ausgerichteten ersten Pro- 
gramm bilden im zweiten die Bemühungen zur Ver- 
besserung der Anwendung der Computer auch 
außerhalb des öffentlichen Bereiches deutliche neue 
Schwerpunkte, die gleichgewichtig neben der Fort- ! 
Setzung der wissenschaftlichen und technischen Vor- j 
haben stehen werden. 

Das zweite Datenverarbeitungsprogramm ist ein 
breit angelegtes Querschnittsprogramm, das den 
Möglichkeiten, aber auch Schwierigkeiten der neuen 
Technik, ihrer Beherrschung, Nutzung und Fortent- 
wicklung in nahezu allen Lebensbereichen Rechnung 
trägt und damit mehr als die bisher erwähnten und 
auch die im folgenden noch zu behandelnden Pro- 
gramme die Grenzen der eigentlichen Technologie 
an vielen Stellen überschreitet. Stärker als in jedem 
anderen Fachprogramm wird hier die Bedeutung 


neuer technischer Möglichkeiten für die gesellschaft- 
liche Entwicklung der Zukunft deutlich. 

Entwicklung neuer Programme — Kriterien 

Die Datenverarbeitung gehört heute zu den wichtig- 
sten Beispielen moderner technologischer Entwick- 
lung, aber sie ist nicht das einzige. Die Bundes- 
regierung ist der Auffassung, daß auch die übrigen 
schon früher begonnenen technologischen Program- 
me nur Ausschnitte aus dem Gesamtgebiet der mo- 
dernen wachstumsorientierten Technologie abdecken. 
Sie hat daher die Förderung der technologischen 
Forschung und Entwicklung wesentlich verbreitert 
und neue Förderungsprogramme auf Gebieten ein- 
geleitet, denen sie langfristig eine Schlüsselrolle bei- 
mißt. Ihre Grundüberlegung dabei ist, daß die Bun- 
desrepublik im internationalen wirtschaftlichen 
Wettbewerb zwar bis heute eine gute Position er- 
ringen und behaupten konnte, daß sich aber diese 
Erfolge zu einem sehr beträchtlichen Teil auf die 
Ausnutzung traditioneller technischer Möglichkeiten 
stützen. Auf wichtigen Gebieten der technologischen 
Neuentwicklung gehört die Bundesrepublik heute 
nicht zur Führungsgruppe. Die Bundesregierung ist 
sich darüber klar, daß es für einen mittleren Indu- 
striestaat wie die Bundesrepublik unrealistisch wäre, 
dies für alle Gebiete anzustreben. Sie sieht aber auf 
lange Sicht eine Gefahr für die gesamte Position 
unseres Landes, wenn es nicht zumindest auf einigen 
Gebieten zur Spitzengruppe gehört. Bei der Auswahl 
dieser Gebiete läßt sie sich von drei Hauptkriterien 
leiten: 

erstens, dem Wert der angestrebten Entwicklungs- 
ergebnisse für die Lösung der Probleme 
unserer Gesellschaft, zu denen auch die 
Erhaltung unserer Position im internatio- 
nalen Wettbewerb gehört; 

zweitens, dem bereits vorhandenen Potential für die 
Entwicklung dieses Gebiets und 

drittens, der weiterführenden technologischen Be- 
deutung (Schlüsselfunktion) des Gebiets 
auf längere Sicht. 

Unter Anwendung dieser Kriterien hat die Bundes- 
regierung zunächst im Bereich der physikalischen 
Technologien ein Schwerpunktprogramm „elektro- 
nische Bauelemente" in Angriff genommen; weitere 
Programme sind für Teilgebiete der Nachrichten- 
technik, der Energietechnik und der technischen 
Optik im Aufbau. Seit 1969 werden eine Reihe von 
Einzelprojekten auf diesen und anderen Gebieten 
gefördert. Für ein in Aussicht genommenes Pro- 
gramm „Werkstofftechnologie" liegt eine erste 
Studie vor. Die Förderung von Vorhaben im Bereich 
der Biotechnik hat begonnen. 

Schwergewichte bei öffentlichen Aufgaben 

Parallel zu diesen primär der Stärkung des indu- 
striellen Innovationspotentials dienenden Maßnah- 
men fördert die Bundesregierung aber mit beson- 
derem Nachdruck Vorhaben der technologischen 
Forschung und Entwicklung für Öffentliche Aufgaben. 
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Mit diesem noch im Aufbau begriffenen, aber für 
eine starke Ausdehnung vorgesehenen Programm ' 
wird der systematische Versuch unternommen, tech- I 
nische Möglichkeiten auf wissenschaftlicher Grund- | 
läge besonders für die Lösung der Probleme zu ent- | 
wickeln, vor die sich die Gesellschaft bereits heute 
gestellt sieht und die sie voraussichtlich morgen 
noch stärker bedrängen werden. Im weiteren Sinne 
gehört hierzu auch die — aus fachlichen Gründen ; 
zum Teil an anderer Stelle geförderte — Entwick- j 
lung neuer Technologien für Unterrichtszwecke. j 

Einen besonderen Schwerpunkt bildet das breite und 
außerordentlich vielseitige Gebiet der Umweltfor- 
schung einschließlich der Entwicklung umweltfreund- 
licher Technologien. Im kürzlich von der Bundes- 
regierung vorgelegten Umweltprogramm und den 
ihm beigefügten Materialien, besonders im Bericht 
der Projektgruppe „Umweltfreundliche Technik", | 
sind nähere Einzelheiten dazu ausgeführt. 

Umweltforschung 

Umweltprobleme treten heute in fast allen Lebens- 
bereichen auf und spielen daher auch bei nahezu 
sämtlichen technologischen Entwicklungen direkt 
oder indirekt eine wichtige Rolle. 

Die Bundesregierung möchte aber auch an dieser 
Stelle unterstreichen, daß die Lösung unserer heuti- 
gen, zu einem großen Teil durch die bisherige Ent- 
wicklung der Technik bedingten Umweltprobleme 
nicht gegen die Technik, sondern nur mit ihr möglich j 
sein wird. Die technologische Entwicklung in diese 
Richtung zu lenken, sieht die Bundesregierung daher 
als eine besonders dringliche, von ihr energisch in 
Angriff genommene Aufgabe an. 

Neue Verkehrs- und Kommunikationssysteme 

Mit der Vorstellung der ersten vom Bund geförder- ' 
ten Versuchsfahrzeuge eines neuen Schnellbahn- , 
Systems, das geeignet wäre, eine umweltschonende, ^ 
schnelle und leistungsfähige Verbindung der euro- 
päischen Metropolen herzustellen, ist in diesem 
Jahr ein besonders sinnfälliges Beispiel für die neue 
Konzeption der Technologieförderung gegeben wor- ; 
den. Bei weiterem planmäßigen Verlauf der Entwick- , 
lung erscheint es nicht ausgeschlossen, daß bereits . 
Ende dieses Jahrzehnts mit der Einführung des 
neuen Transportsystems gerechnet werden kann, das 
in seiner verkehrspolitischen Bedeutung mit Eisen- 
bahn und Flugzeug vergleichbar ist. 

Mit gleichem Nachdruck, wenn auch mit weniger ^ 
spektakulären Lösungsvorschlägen wird mit Unter- 
stützung des Bundes an den Problemen des Nah- i 
Verkehrs, besonders des innerstädtischen Nah- i 
Verkehrs gearbeitet, um den drohenden Verkehrs- 
infarkt unserer Städte zu verhindern und technische 
Möglichkeiten für eine befriedigende Verkehrs- ! 
erschließung der Ballungsräume zu finden. Dem 
gleichen Ziel, befriedigendere Verkehrsverhältnisse ■ 
gerade in den Ballungsgebieten zu schaffen, gelten ^ 
die Bemühungen, mit technischen Mitteln die Um- 
weltbelastungen zu vermindern, welche die heute ; 


gebräuchlichen Verkehrsmittel, besonders die Kraft- 
fahrzeuge, mit sich bringen. 

Neben den Verkehrssystemen bilden die Kommuni- 
kationssysteme einen wichtigen Bestandteil des 
Technologieprogramms für öffentliche Aufgaben. In 
beiden Fällen besteht eine enge Verbindung mit 
den öffentlichen Einrichtungen, denen die Erfüllung 
der entsprechenden Versorgungsaufgaben obliegt. 
Die von ihnen getragene Weiterentwicklung der bis- 
herigen Verkehrs- und Nachrichtensysteme ist eng 
mit den beabsichtigten Neuentwicklungen koordi- 
niert. 


Gesundheitswesen 

Das für die Zukunft besonders wichtige Gebiet der 
technologischen Hilfen für Medizin und Gesund- 
heitsfürsorge wird im Rahmen mehrerer Einzelvor- 
haben, z. B. zur Entwicklung von Systemen für Herz- 
Kreislaufunterstützung bzw. -ersatz und zur Anwen- 
dung von Ultraschall in der medizinischen Diagno- 
stik, gefördert; ihre Zusammenfassung zu einem 
Programm ist eingeleitet. Ähnliches gilt für die Bau- 
und Wohnungsforschung. 


Meeresforschung 

Die Erfassung und Verhinderung der Meeresver- 
schmutzung unter Einschluß der Küstengewässer ge- 
hört neben Fragen der Sicherstellung der künftigen 
Rohstoffversorgung und der Ernährung der Welt- 
bevölkerung sowie Problemen des Küstenschutzes 
und der für Wetter und Klima wichtigen Wechsel- 
wirkungen zwischen Ozean und Atmosphäre heute 
zu den Hauptthemen der Meeresforschung. Bei der 
gegenwärtigen Neufassung des Gesamtprogramms 
Meeresforschung, das auch meerestechnische For- 
schungen und Entwicklungen umfaßt, wird dies be- 
sonders berücksichtigt. Darüber hinaus wird die 
Neufassung die sachlichen Zusammenhänge der Ein- 
zelvorhaben untereinander und ihre Verzahnung 
mit anderen Lebensbereichen deutlich hervortreten 
lassen, damit das Gewicht der einzelnen Projekte 
und Programmteile besser abgeschätzt werden kann. 
Die Bundesregierung strebt bei der Überarbeitung 
des Programms ein ausgewogenes Verhältnis zwi- 
schen grundlegenden Untersuchungen und anwen- 
dungsbezogenen Projekten an. 

Sie wird ferner prüfen, ob und mit welcher Ausrich- 
tung und Dringlichkeit ein Teilprogramm Seever- 
kehrstechnik aufgenommen werden soll, in das auch 
schon laufende Vorhaben einzugliedern wären. 


Luft- und Raumfahrt 

Einen Schwerpunkt der Technologiepolitik der Bun- 
desregierung bildet nach wie vor die Förderung der 
Luft- und Raumfahrt. Die Weltraumprogramme der 
Bundesrepublik haben bisher vor allem auf dem 
Gebiet der Weltraumforschung bemerkenswerte Er- 
folge erzielt. Dagegen steht die Nutzung der Raum- 
fahrttechnik für praktische Anwendungsfälle bei uns 
in den Anfängen. Die Bundesregierung mißt ihr für 
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die Zukunft jedoch mindestens so große Bedeutung 
wie die Gewinnung neuer wissenschaftlicher Er- 
kenntnisse bei und hat das eigene Programm ent- 
sprechend ausgerichtet. Sie ist sich dabei allerdings 
im klaren, daß für dieses technisch anspruchsvolle 
Gebiet nicht so große Ressourcen zur Verfügung ge- 
stellt werden können, daß weitreichende Erfolge im 
nationalen Alleingang zu erzielen sein werden. An- 
dererseits haben sich bei der internationalen Zu- 
sammenarbeit in der Vergangenheit Schwierigkeiten 
ergeben, die auch heute noch nicht gelöst sind. Die 
Bundesregierung ist bemüht, diese Lösungen sowohl 
innerhalb Europas wie in der Partnerschaft mit den 
Vereinigten Staaten nach Kräften zu fördern; sie hat 
aber dabei zugleich klar gemacht, wo sie die Gren- 
zen möglicher Zugeständnisse sieht. Langfristig wird 
der Stellenwert des Weltraumprogramms in starkem 
Maße davon abhängen, ob es dabei über die bisher 
eingeleiteten Einzelvorhaben hinaus auf breiter 
Front zu einer erfolgversprechenden internationalen 
Zusammenarbeit kommt. 

Auf dem Gebiete der Luftfahrttechnik fördert die 
Bundesregierung im zivilen Bereich Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben. Darüber hinaus läßt sie im 
wehrtechnischen Bereich Arbeiten der Luftfahrtfor- 
schung durchführen. Weiterhin werden im Auftrag 
des Bundesministers der Verteidigung von Unter- 
nehmen der Luft- und Raumfahrtindustrie Studien 
des Programms „Zukunfts-Technik Luft" (ZTL) so- 
wie Entwicklungs- und Fertigungsvorhaben durch- 
geführt. Diese Aktivitäten sind, soweit sie von der 
Industrie wahrgenommen werden, in dem von der 
Bundesregierung erstmals im Juli 1970 erstellten 
„Basisprogramm für die deutsche Luft- und Raum- 
fahrtindustrie 1970 bis 1974" nach dem damaligen 
Stand zusammenfassend dargestellt. 

Die Maßnahmen der Bundesregierung haben we- 
sentlich dazu beigetragen, das wissenschaftliche und 
technisch-industrielle Potential auf diesem Gebiet 
zu stärken. Die deutsche Luft- und Raumfahrt- 
technik hat auf vielen Gebieten Anschluß an den 
Stand der -Luft- und Raumfahrttechnik der führenden 
Länder gefunden. Sie ist gleichberechtigter Partner 
für internationale Kooperationen geworden. 

Allerdings ist es der Industrie bisher nur in be- 
schränktem Umfang gelungen, eigene Entwicklungs- 
ergebnisse in rentable Serienproduktionen umzu- 
setzen. Änderung der militärischen Forderungen, 
eine schwierige Ausgangsposition der erst ab 1955 
wieder aufgebauten deutschen Flugzeugindustrie an 
dem ohnehin nur begrenzten Markt und Struktur- 
mängel dürften die Hauptgründe hierfür gewesen 
sein. Die wichtigsten laufenden Flugzeugvorhaben, 
die jetzt auf breiterer Basis in internationaler Ge- 
meinschaftsarbeit durchgeführt werden, die zivilen 
Projekte „Airbus A — 300 B", „VFW 614" und die 
militärischen Vorhaben „PANAVIA 200" (MRCA) 
und „ALPHA-JET" (NTF) sollen neben einer be- 
trächtlichen Erweiterung der Technologie einen an- 
gemessenen industriellen Marktanteil der Bundes- 
republik Deutschland ermöglichen. Insbesondere in 
dieser Erwartung hat die Bundesregierung bisher 
bereits erhebliche öffentliche Mittel für diese Vor- 
haben bereitgestellt. 


Die Bundesregierung verfolgt den Fortgang dieser 
Vorhaben unter Zuhilfenahme moderner Methoden 
der Projektführung und Erfolgskontrolle mit großer 
Aufmerksamkeit. Sie ist sich aber bewußt und 
möchte dies auch bei dieser Gelegenheit unterstrei- 
chen, daß Erfolg oder Mißerfolg dieser und anderer 
von ihr geförderter luftfahrttechnischer Vorhaben 
nicht allein von staatlichen Bemühungen abhängen. 

Die Bundesregierung ist sich ferner darüber im 
klaren, daß Entwicklungsprojekte der Zivilluftfahrt 
nicht ohne Zusammenhang mit anderen Vorhaben 
der Transport- und Verkehrstechnik beurteilt wer- 
den können. Dabei ist es klar, daß es der Bundes- 
regierung nicht nur um Fragen der jeweiligen 
Kosten-Nutzen-Verhältnisse geht, sondern ebenso 
um Fragen der Umweltbelastung, der Verkehrs- 
sicherheit und auch der industrie- und verkehrspoli- 
tischen Konsequenzen der jeweiligen Alternativen. 
In diesem Sinne ist auch die Kommission für binnen- 
ländischen Luftverkehr seit Februar 1970 tätig. 


Kernforschung und Kerntechnik 

Schließlich sieht die Bundesregierung unverändert 
in der Förderung von Kernforschung und Kerntech- 
nik einen Schwerpunkt ihrer Technologiepolitik. Er 
wird hier an letzter Stelle genannt, beansprucht der- 
zeit aber bei allerdings nur noch geringen Zuwachs- 
raten das größte Finanzvolumen und gehört von 
allen hier erwähnten sektoralen Förderungspro- 
grammen zu den ältesten und erfolgreichsten. Das 
Nahziel dieses Programms, wenigstens den An- 
schluß an die auf diesem Gebiet führenden Länder 
zu gewinnen, wurde inzwischen erreicht, wie auch 
die allgemeine Resonanz auf die deutschen Beiträge 
zur Vierten Genfer Atomkonferenz im September 
1971 gezeigt hat. Die nun auch bei uns rasch zuneh- 
mende Nutzung der neuen Energiequellen steht auf 
gesunder technischer und solider wirtschaftlicher Ba- 
sis. Gerade aus diesem Erfolg aber ergeben sich für 
die künftige deutsche Technologiepolitik auf dem 
Kernenergiesektor zwei wesentliche Konsequenzen: 
Erstens treten mit dem Vordringen der Kern- 
energie neue oder bisher weniger beachtete Pro- 
bleme stärker in den Vordergrund. Zweitens können 
die Sachziele der Politik nun nicht mehr länger von 
anderen entliehen, sondern müssen selbständig ge- 
setzt werden. Zu den neuen Problemen gehört die 
Notwendigkeit einer schnellen Anpassung der wis- 
senschaftlichen, technischen, industriellen und ad- 
ministrativen Kapazitäten an die veränderten An- 
forderungen und in engstem Zusammenhang damit 
die unbedingte Gewährleistung der größtmöglichen 
Sicherheit der an Zahl, Größe und Verbreitung vor- 
aussichtlich rasch zunehmenden kerntechnischen An- 
lagen. Die Bundesregierung hat hierfür nicht nur 
beträchtliche zusätzliche Mittel bereitgestellt, son- 
dern auch durch eine Reform der sie beratenden 
Reaktorsicherheitskommission die administrativen 
Voraussetzungen zur Lösung der anstehenden Pro- 
bleme verbessert. Daneben bilden auf technischem 
Gebiet die Entwicklung und Einführung gasgekühlter 
Hochtemperatur- sowie natriumgekühlter Brutreak- 


5 



Drucksache VI/2789 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


toren und die Beherrschung wirtschaftlicher Verfah- | 
ren zur Urananreicherung deutliche Schwerpunkte, j 
Dabei besteht beim Schnellbrüterprojekt eine enge i 
Zusammenarbeit mit den Benelux-Ländern und 
beim Anreicherungsprojekt eine enge Zusammen- 
arbeit mit Großbritannien und den Niederlanden. 
Die Bundesregierung fördert die Fusionsforschung 
unter langfristigen Aspekten (vgl. Frage II 4 der 
CDU/CSU-Fraktion). 

Im übrigen hat die Bundesregierung begonnen, 
die Tätigkeit der hauptsächlich mit Bundesmitteln 
finanzierten großen Forschungszentren über die 
ursprünglichen Aufgaben im Weltraum-, Luftfahrt- 
und Kernenergiebereich hinaus auf andere techno- 
logisch wichtige Gebiete auszudehnen. Sie wird 
diese Bestrebungen auch künftig fortsetzen. 

Hierbei ist darauf hinzuweisen, daß die Bundesre- 
gierung erhebliche Mittel für die Verteidigungsfor- 
schung und die weh rtechni sehe Entwicklung aüf- 
wendet. Die Ergebnisse dieser Arbeiten lassen sich 
in vielen Fällen auch auf ziviltechnische Anwendun- 
gen unmittelbar übertragen. 

Höherer Wirkungsgrad durch bessere 
Zusammenarbeit 

In allen Sektoren der technologischen Forsdiung 
und Entwicklung, die vom Bund gefördert werden, 
strebt die Bundesregierung einen engen Verbund 
zwischen der Grundlagenforschung, d. h. der mehr 
auf Erkenntnisgewinn gerichteten Forschung — wie 
sie hauptsächlich an den Hochschulen und in der 
Max-Planck-Gesellschaft getrieben wird — , und 
der Industrieforschung an, der es letztlich immer 
um die Nutzung dieser Erkenntnisse geht. Das In- 
strumentarium dafür ist noch in der Entwicklung; 
die bisher damit erzielten Erfolge berechtigen je- 
doch zu der Hoffnung, daß es auf diesem Wege ge- 
lingen wird, die teilweise zu beobachtende Entfrem- 
dung der beiden Forschungsbereiche zu überwinden, 
zu einer beide befruchtenden dauerhaften Koope- 
ration zu gelangen und durch aufgabenorientierte 
Ausnutzung des gesamten Potentials in beiden Be- 
reichen auch den Wirkungsgrad der dafür nötigen 
öffentlichen Mittel zu verbessern. 

Ansporn für die Innovation 

Die Bundesregierung denkt dabei jedoch nicht an 
eine Dauerförderung ganzer Teilbereiche der Indu- 
strieforschung. Sie sieht es aber heute im gesamt- 
wirtschaftlichen Interesse als unerläßlich an, die 
Zukunftsorientierung dieser Forschung zumindest 
in den wichtigen Sektoren deutlich zu verbessern 
und bietet hierfür ihre Hilfe an. Sie versteht diese 
Unterstützung als einen Ansporn zur Selbsthilfe und 
erwartet von den geförderten Unternehmen nicht 
nur eine angemessene Kostenbeteiligung, sondern 
auch eine überzeugende Demonstration des Bestre- 
bens, das eigene Potential soweit auszubauen, daß 
es in einem offenen Wettbewerb später ohne wei- 
tere Staatshilfe bestehen kann. Die Bundesregie- 
rung bemüht sich darüber hinaus, den Innovations- 


prozeß zu verbessern und zu beschleunigen. Ein 
entsprechendes Programm, das besonders kleine und 
mittlere Unternehmen in die Lage versetzen soll, 
technische Entwicklungsergebnisse schnell und wirk- 
sam in verkaufsfähige Produkte umzusetzen und auf 
dem Markt einzuführen, ist angelaufen. Weiterrei- 
chende Maßnahmen, darunter auch solche indirek- 
ter Art, werden geprüft (siehe auch Antwort zu 
Frage 4). 

Indes ist sich die Bundesregierung darüber im 
klaren, daß alle Programme und Pläne zum Schei- 
tern verurteilt sind, wenn das zu ihrer Verwirk- 
lichung notwendige Personal nicht zur Verfügung 
steht. Sie legt deshalb besonderen Wert auf die 
Heranbildung von qualifiziertem Nachwuchs. Die- 
sem Ziel dienen ihre Bemühungen auf dem Gebiet 
der Bildungspolitik; ihm dienen aber auch zahlreiche 
Einzelmaßnahmen im Rahmen der jeweiligen Pro- 
gramme, so besonders im Zweiten Datenverarbei- 
tungsprogramm. 

F r a g e 2 

Wie will die Bundesregierung eine wirksame 
Zusammenarbeit von Staat, Wirtschaft und Wis- 
senschaft im Bereich der Technologie fördern 
(Leistungskontrolle, Beratung der Regierung, 
Mitbestimmung, Zusammenwirken von Hoch- 
schulforschung und technologischer Entwicklung, 
Grundlagenforschung, Beteilignug der Öffent- 
lichkeit)? 

Antwort 

Die Bundesregierung unterstützt und unternimmt 
zahlreiche und intensive Bemühungen, die Zusam- 
menarbeit zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und 
Staat wirksamer zu machen. Sie ist überzeugt, daß 
wichtige Verbesserungsmöglichkeiten in der Beteili- 
gung aller Partner an einem rationalen und offenen 
Entscheidungsverfahren liegen. Bei der Vergabe 
staatlicher Forschungsaufträge soll eine breitere In- 
formation zu einer größeren Übersicht des vorhan- 
denen Potentials führen. Ausschreibungsähnliche 
Verfahren sollen Chancengleichheit für alle Bewer- 
ber im Rahmen objektivierter Bewertungs- und Aus- 
wahlverfahren für die einzelnen Vorschläge gewähr- 
leisten. 

Eine wirksame Zusammenarbeit im Bereich der Tech- 
nologie setzt voraus, daß die Ziele, die der Staat 
mit der Technologieförderung verfolgt, künftig deut- 
lich Umrissen werden, so daß sich die Einzelentschei- 
dungen im wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und 
staatlichen Bereich an diesen Zielen orientieren, bes- 
ser aufeinander abgestimmt und besser in ihrem 
Erfolg beurteilt werden können. 

Beteiligung der Öffentlichkeit 

Bei der Findung und Gewichtung der Ziele muß der 
in Wissenschaft und Wirtschaft vorhandene Sach- 
verstand beratend mitwirken. Dabei ist aber für das 
Parlament und die Öffentlichkeit sichtbar zu machen, 
wie und in welcher Richtung die Berater die staat- 
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liehen Entscheidungen beeinflussen. Parlament und 
Öffentlichkeit sollten ihrerseits die Ziele und 
Schwerpunkte der Forschungspolitik sachgerechter 
als bisher erörtern können. Die Bundesregierung 
wird hierzu durch bessere Informationen beitragen, 
unter anderem 

— durch das bereits beim Zweiten Datenverarbei- 
tungsprogramm gewählte Verfahren, Grundsätze 
zu veröffentlichen, die im Parlament und in der 
Öffentlichkeit diskutiert werden können, bevor 
das Programm im einzelnen ausgearbeitet wird; 

— durch die vor kurzem angekündigte Absicht des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft, 
wichtige Beratervoten (gegebenenfalls mit ab- 
weichenden Voten) zu veröffentlichen und dazu 
Stellung zu nehmen} 

— durch den derzeit im Bundesministerium für Bil- 
dung und Wissenschaft vorbereiteten Versuch, 
bei den wissenschaftlich-technischen Förderungs- 
programmen in einer „Leistungs- und Finanz- 
übersicht" (Programmhaushalt) die einzelnen 
Ziele und Maßnahmen, ihren Zusammenhang und 
die jeweils erforderlichen Mittel für einen Mehr- 
jahreszeitraum zu verdeutlichen. 

Beteiligung der Wissensdiaftler 

Auch in den Hochschulen, Forschungseinrichtungen 
und Wissenschaftsorganisationen muß die Aus- 
sprache über die — dort naturgemäß meist engeren 
und andersartigen — Forschungsziele und Schwer- 
punkte verbreitert werden. Die Bundesregierung ist 
in den großen Forschungszentren, die vom Bund 
unter Beteiligung der Sitzländer unterhalten werden, 
auf Organisationsformen bedacht, die eine sachge- 
rechte Beteiligung aller dort tätigen Wissenschaftler 
an der Gestaltung der Programme dieser Einrich- 
tungen ermöglichen und wirksam zur Entfaltung 
persönlicher Initiativen in der wissenschaftlichen 
Arbeit beitragen; mit der Verwirklichung der neuen 
Strukturen ist begonnen worden. Für die Hoch- 
schulen hat die Bundesregierung in § 17 des Ent- 
wurfs eines Hochschulrahmengesetzes eine funk- 
tionsgerechte Mitwirkung aller wissenschaftlichen 
Mitarbeiter in Fragen der Forschung und bei der 
Planung einzelner Forschungsvorhaben vorgeschla- 
gen, 

Beratung der Regierung 

Eine sachverständige Beratung der Regierung ist 
nicht nur bei der Zielsetzung, sondern auch bei der 
Entscheidung über einzelne Programme und Pro- 
jekte und ihrer Durchführung unerläßlich. Die Zu- 
sammenarbeit von Staat, Wissenschaft und Wirt- 
schaft soll hier in besonderem Maße intensiviert 
werden. Die Bundesregierung hat deshalb damit be- 
gonnen, die Organisation ihrer sachverständigen 
Beratung zu überprüfen und zunächst im Bereich 
des Bundesministeriums für Bildung und Wissen- 
schaft neu zu ordnen. Dabei wird angestrebt, organi- 
satorisch bessere Bedingungen für eine wirkungs- 
volle Beratung zu schaffen: Die Beratung soll grund- 


sätzlich auf klar umschriebene Probleme ausgerichtet 
sein. Damit kann für die zu bewältigenden Aufgaben 
der jeweils bereite Sachverstand mobilisiert werden, 
und es können bei der Berufung der Sachverständi- 
gengremien alle relevanten Gesichtspunkte ausge- 
wogen berücksichtigt werden. Zugleich soll, wie an- 
gedeutet, die Beratung durchsichtiger gemacht, näm- 
lich offengelegt werden, worüber beraten wird, 
wer berät, welches die Beratungsergebnisse waren 
und wie das zuständige Ministerium diese Ergeb- 
nisse be- und verwertet. 


Zusammenwirken von Hochschulforschung und tech- 
nologischer Entwicklyng 

Die Bundesregierung bemüht sich besonders, die 
Zusammenarbeit zwischen der Forschung in Hoch- 
schulen und Instituten außerhalb der Hochschulen 
sowie Bundesanstalten auf der einen und Industrie- 
forschung auf der anderen Seite zum Nutzen beider 
zu vertiefen. Die Skala der Möglichkeiten reicht von 
der Begutachtung industrieller Forschungs- und Ent- 
wicklungsvorhaben durch Sachverständige (aus den 
Hochschulen, Forschungszentren, Max-Planck- und 
Fraunhofer-Instituten und Forschungsanstalten des 
Bundes) über die Beteiligung einzelner Wissen- 
schaftler an derartigen Projekten bis zur Durch- 
führung gemeinsamer Vorhaben, wobei den For- 
schungszentren eine verbindende Rolle zwischen 
Hochschulen, Max-Planck-Instituten und Industrie- 
unternehmen zukommen kann. Die Beispiele für 
solche Vorhaben reichen von der Plasmaphysik bis 
zur Meeresforschung, von der Biotechnik bis zur 
Halbleiterentwicklung. 

Besondere Bedeutung mißt die Bundesregierung der 
industriellen Gemeinschaftsforschung bei, deren 
Ergebnisse besonders kleinen und mittleren Unter- 
nehmen die Teilnahme am technologischen Fort- 
schritt ermöglichen sollen. Die von der Bundesregie- 
rung geförderten Projekte werden in enger Zusam- 
menarbeit zwischen Wissenschaft und Wirtschaft 
konzipiert und an Hochschulinstituten bzw. hoch- 
schulfreien oder industrieeigenen Forschungsein- 
richtungen durchgeführt. 

Förderung der Grundlagenforschung 

Wichtige Voraussetzung für die erfolgreiche Förde- 
rung der technologischen Entwicklung ist eine lei- 
stungsfähige Kapazität für die Grundlagenforschung; 
die Wechselwirkungen zwischen technologischer 
Entwicklung und Grundlagenforschung sind eng und 
vielfältig. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß die Grundlagenforschung weiterhin fest in den 
Hochschulen verankert bleiben muß und erwartet, 
daß die Hochschulreform die Position der Grund- 
lagenforschung stärken wird. In diesem Zusammen- 
hang kommt dem Programm der Sonderforschungs- 
bereiche eine besondere Funktion zu. Außerdem 
wird die Bundesregierung in Abstimmung mit den 
Ländern im Rahmen ihrer Zuständigkeiten die 
Grundlagenforschung in den Hochschulen durch ge- 
zielte Beteiligung an der Finanzierung stärker för- 
dern (z. B. bei der Ausstattung der Hochschulen mit 
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Redienanlagen und beim Forschungsprogramm In- 
formatik). Darüber hinaus hat die Bundesregierung 
schon in den vergangenen Jahren ihre Zuwendungen 
an die Deutsche Forschungsgemeinschaft und an die 
Max-Planck-Gesellschaft wesentlich erhöht. Sie be- 
absichtigt, dies künftig gemeinschaftlich mit den 
Ländern fortzusetzen. Sie hofft andererseits, daß die 
Länder in der Lage sein werden, die finanzielle 
Grundausstattung der Hochschulen mit Forschungs- 
mitteln zu verbessern. 


Leistungskontrolle 

Die oben geforderte, möglichst präzisere Zielbe- 
schreibung ist auch die wichtigste Grundlage für 
eine Leistungskontrolle, Je konkreter die Ziele, 
Kosten und Fristen vorgegeben sind, desto besser 
kann das Erreichte daran gemessen werden. Eine 
Leistungskontrolle ist daher bei größeren techno- 
logischen Projekten, wie sie typischerweise in Ko- 
operation zwischen Wirtschaftsunternehmen und 
Forschungszentren unter Mitarbeit von Forschern 
aus dem Hochschulbereich durchgeführt werden, im 
Grundsatz schon möglich. Ungleich schwieriger ist 
eine Effizienzkontrolle für ganze Programmbereiche 
und erst recht für Einzelforschungsvorhaben in der 
Grundlagenforschung. Die Bundesregierung fördert 
alle Bestrebungen, hier Verfahren und Maßstäbe zu 
entwickeln. Sie befürwortet praktische Versuche mit 
einer Effizienzkontrolle auch auf der Grundlage zu- 
nächst unvollkommener Methoden. Sie beobachtet 
auch die Bemühungen im Ausland. Es ist jedoch nicht 
damit zu rechnen, daß schon in Kürze eine umfas- 
sende, methodisch befriedigende Leistungskontrolle 
ganzer Programme möglich sein wird. Zwar sind bei 
technologischen Projekten noch am ehesten Ansatz- 
punkte gegeben, jedoch bestehen auch hier große 
Schwierigkeiten, z. B. in der Ermittlung der Ver- 
gleichskosten von Alternativlösungen oder in der 
Erfolgsbewertung bei wechselnden Rahmenbedin- 
gungen, etwa der internationalen Wettbewerbsver- 
hältnisse. 

Die Bundesregierung ist ferner bemüht, die Ergeb- 
nisse der von ihr geförderten Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten der Allgemeipheit in größtmög- 
lichem Umfang zugänglich und nützbar zu machen. 
Die Bedingungen, zu denen Förderungsmittel ver- 
geben werden, sind darauf besonders ausgerichtet 
(siehe hierzu auch die Antwort zu Frage 4). Im Rah- 
men der Einrichtungen für angewandte Forschung, 
insbesondere der Fraunhofer-Gesellschaft und der 
Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsver- 
einigungen wird darüber hinaus angestrebt, durch 
gezielte, ausgewählte Einzelmaßnahmen die schnelle 
und wirksame Verwertung von Forschungs- und 
Entwicklungsergebnissen sicherzustellen. 


Frage 3 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung für eine Verstärkung der internationalen, 
insbesondere der europäischen Zusammenarbeit 
im technologischen Bereich? 


Antwort 

Ebenso wie die Fragen der nationalen Technologie- 
politik müssen auch die Fragen der internationalen 
Zusammenarbeit vor dem Hintergrund einer Um- 
orientierung der Technologiepolitik gesehen wer- 
den, die sich z. Z. in den Industrieländern vollzieht. 
Die Bundesregierung verweist hierzu auf die vierte 
Konferenz der Wissenschaftsminister der OECD am 
13./ 14. Oktober 1971, deren Schlußfolgerungen sie 
sich zu eigen macht. 

Nach Auffassung der Bundesregierung können na- 
tionale und internationale Aktivitäten und Pro- 
gramme immer weniger getrennt voneinander ge- 
plant und verwirklicht werden. Die internationale 
Zusammenarbeit muß vielmehr auf vielen Gebieten 
eine sinnvolle Ergänzung und Weiterführung der 
nationalen Programme darstellen bzw. umgekehrt. 
Auf dieses Denken in zwei Ebenen ist in der Ver- 
gangenheit häufig verzichtet worden. Zahlreiche 
internationale Programme und Projekte waren so 
einer starken politischen Anfälligkeit ausgesetzt. 

Zum anderen hat für die Bundesregierung die inter- 
nationale Technologiepolitik auch den Aspekt, In- 
strument und Element für andere Bereiche ihrer 
Politik zu bilden. Dieser instrumentale Aspekt der 
Technologiepolitik entspricht den Bestrebungen nach 
einer stärkeren Orientierung der technologischen 
Entwicklung an den gesellschaftlichen Bedürfnissen 
und der Verbesserung unserer Lebensbedingungen. 

In diesem Sinne wird die Bundesregierung ihre 
Politik auf dem Gebiet , der internationalen Zusam- 
menarbeit in Forschung und Technik künftig unter 
zwei Leitlinien stellen: 

1. Sie wird verstärkt um ein ausgewogenes und 
komplementäres Nebeneinander von nationalen 
und internationalen Aktivitäten und Programmen 
bemüht sein. Für den Bereich einiger kosten- 
intensiver Technologien kann dies bedeuten, daß 
das Schwergewicht der internationalen Zusam- 
menarbeit bei bestimmten von gemeinsamen In- 
teressen getragenen Grdßprojekten liegt. 

2. Weiter wird die Bundesregierung in verstärktem 
Maße die Förderung auch internationaler Tech- 
noiogieprojekte davon abhängig machen, inwie- 
weit diese Projekte auf eine Bewältigung grenz- 
überschreitender öffentlicher Aufgaben und eine 
Lösung gesellschaftlicher Probleme, die über den 
nationalen Rahmen hinausgehen, abzielen. Die 
Bundesregierung wird dazu Probleme aus Be- 
reichen wie z. B. Gesundheitswesen, Verkehr, 
Umwelt, Kommunikation etc. zu identifizieren 
versuchen, die ein gemeinsames Vorgehen meh- 
rerer Länder im Rahmen konkreter Projekte als 
wünschenswert und notwendig erscheinen lassen. 
Diese Planung vom Bedarf her ist insbesondere 
für die internationale Zusammenarbeit eine we- 
sentliche Voraussetzung für den späteren Erfolg 
im Sinne der Durchsetzung dieser technologi- 
schen Entwicklungen auf dem Markt. 

Bei ihren Bemühungen um eine Verstärkung der 
internationalen Zusammenarbeit im technologischen 
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Bereich verkennt die Bundesregierung allerdings 
nicht die Schwierigkeiten, die sich aus politischen 
und kommerziellen Interessenunterschieden ergeben 
können. Fortschritte werden daher um so eher mög- 
lich sein, als die Beteiligten von gleichartigen in- 
dustriepolitischen Zielvorstellungen ausgehen. Sie, 
wo dies möglich ist, herbeizuführen, ist deshalb eine 
wichtige Aufgabe. 

Zusammenarbeit in der Europäischen Gemeinschaft 

Im Vordergrund, der internationalen Bemühungen 
der Bundesregierung steht die Stärkung der Zusam- 
menarbeit in Forschung und Technologie im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaft. Entsprechend den 
Beschlüssen der Konferenz der Regierungschefs in 
Den Haag im Dezember 1969 hat die Bundesregie- 
rung verstärkt auf die Entwicklung von Zielen und 
Methoden zur Verwirklichung einer gemeinsamen 
Forschungs- und Technologiepolitik der Gemein- 
schaft gedrängt. Als Teilschritte hierzu hat sie u. a. 
vorgeschlagen: 

1. Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sollten sich 
vor der Inangriffnahme jedes bedeutenden na- 
tionalen oder internationalen Vorhabens auf dem 
Gebiet der wissenschaftlichen Forschung und 
technischen Entwicklung konsultieren, um ent- 
scheiden zu können, ob sich solche Projekte für 
eine weitere internationale, besonders euro- 
päische Zusammenarbeit eignen. 

2. Um auf längere Sicht zu einer übereinstimmen- 
den europäischen Forschungspolitik zu kommen, 
sollten die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ihre 
Forschungs- und Technologieprogramme einan- 
der mitteilen und miteinander besprechen. 

3. Aufgrund dieser Konsultationen bezüglich na- 
tionaler Projekte und Programme sollten die 
Mitgliedstaaten versuchen, im Sinne einer kon- 
zertierten Aktion die Einzelmaßnahmen zur För- 
derung von Forschung und Technik aufeinander 
abzustimmen und von Empfehlungen abhängig 
zu machen, die auf europäischer Ebene erarbeitet 
werden. 

Die Gemeinsame Forschungsstelle von Euratom hat 
nach ihrer erfolgten Umstrukturierung ein erstes 
mehrjähriges Forschungsprogramm erarbeitet, wel- 
ches derzeit beraten wird. Die Bundesregierung wird 
sich dafür einsetzen, daß die Forschungsstelle in 
Zukunft in zunehmendem Maße auch mit nicht- 
nuklearen Tätigkeiten beauftragt wird, soweit dies 
im Interesse der Gemeinschaft liegt. 

Breitere europäische Zusammenarbeit 

Die Verhandlungen über eine europäische Zusam- 
menarbeit über den Rahmen der Gemeinschaft hin- 
aus haben ausgehend von den Vorschlägen der Ar- 
beitsgruppe „Politik auf dem Gebiet der wissen- 
schaftlichen und technischen Forschung“ des Aus- 
schusses für mittelfristige Wirtschaftspolitik der 
Gemeinschaft (Aigrain-Gruppe) im Kreis von 19 in- 
teressierten europäischen Ländern zu einer Kon- 


zentration auf einige besonders aussichtsreiche Vor- 
schläge geführt, über die im November 1971 auf 
einer Konferenz der Forschungsminister der betei- 
ligten Staaten beraten wird. 

Hierbei und bei ihren sonstigen Bemühungen strebt 
die Bundesregierung für die europäische Zusam- 
menarbeit eine möglichst breite Basis an; sie muß 
jedoch bei diesen Anstrengungen zur verstärkten 
internationalen Zusammenarbeit in Forschung und 
Technik auch von den derzeit bestehenden struk- 
turellen und industriepolitischen Realitäten aus- 
gehen. Sofern aus diesem Grunde im Augenblick 
eine Zusammenarbeit mit nur einem oder einigen 
wenigen ihrer europäischen Partner möglich ist, 
wird die Bundesregierung allerdings darauf achten, 
daß sich auch diese Projekte und Programme in die 
sich entwickelnde europäische Forschungs- und 
Technologiepolitik einpassen. 

Eine wichtige und auszuweitende Funktion in der 
europäischen Zusammenarbeit nehmen die europä- 
ischen Weltraumorganisationen ESRO und ELDO 
ein, auch wenn es noch nicht gelungen ist, die in 
Aussicht genommene Reorganisation durchzuführen 
und die europäische Raumfahrtpolitik auf eine brei- 
tere multinationale Basis zu stellen. Die zur Ent- 
scheidung anstehenden Fragen der Entwicklung 
eines europäischen Trägersystems unter Beteiligung 
Europas am amerikanischen Post-Apollo-Programm 
sollten zu einer gemeinsamen Interessenabstim- 
mung in Europa beitragen und das Kooperations- 
bewußtsein stärken. In den wissenschaftlichen Sa- 
tellitenprogrammen der ESRO wurde bereits eine 
weitgehende Verzahnung zwischen dem nationalen 
Weltraumprogramm und dem internationalen Ge- 
meinschaftsprogramm im Sinne der eingangs ge- 
nannten Leitlinie erreicht. Die bilateralen Beziehun- 
gen mit den USA auf diesem Technologiegebiet sind 
intensiv. 

Für eine multilaterale Zusammenarbeit, vor allem 
im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft, aber 
möglicherweise auch darüber hinaus auf gesamt- 
europäischer oder sogar weltv/eiter Ebene, eignen 
sich Forschungen grundlegender Art wie z. B. die 
über medizinische, biologische und physikalische 
Grundprobleme. Insoweit wird sich die Bundes- 
regierung im Sinne ihrer Mitgliedschaft in der Euro- 
päischen Organisation für Kernforschung (CERN), 
ihrer Beteiligung an der Europäischen Konferenz für 
Molekularbiologie (EMBC/EMBO) und ihrer Teil- 
nahme an dem Plasmaphysikprogramm der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft darum bemühen, die 
aufwendigen Untersuchungen im Wege der inter- 
nationalen Arbeitsteilung und des gegenseitigen 
Zugangs zu den gewonnenen Erkenntnissen durch- 
zuführen. 

Ferner wird die Bundesregierung die forschungs- 
politischen Initiativen der internationalen Organi- 
sationen wie OECD, ECE, UNESCO und Europarat 
sowie die von ihnen entwickelten internationalen 
Kooperationsmechanismen in verstärktem Maße und 
insbesondere auch im Hinblick auf den engeren 
Technologiesektor nutzen. 
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Bilaterale Zusammenarbeit 

Kooperationsrahmenabkommen wurden mit Argen- 
tinien, Brasilien, Chile, Indien, Kanada und Spanien 
abgeschlossen. Die technisch-wissenschaftlichen Be- 
ziehungen zu Japan wurden intensiviert. Mit Iran 
und Australien wurden erste Kontakte aufgenom- 
men. 

Auch in ihren Beziehungen zu osteuropäischen Län- 
dern ist die Bundesregierung bemüht, die wissen- 
schaftlich-technologische Zusammenarbeit zu ver- 
stärken. Die Bundesregierung wird im Anschluß an 
den Besuch des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft in der Sowjetunion im Herbst 1970 
die Kontakte mit der Sowjetunion und mit anderen 
osteuropäischen Staaten fortsetzen mit dem Ziel, 
eine konkrete Zusammenarbeit mit diesen Staaten 
im wissenschaftlich-technischen Bereich einzuleiten. 

Die Bundesregierung strebt ferner im Rahmen der in 
Aussicht genommenen Konferenz für die Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa eine besondere Be- 
achtung des Technologiesektors an. In diesem tech- 
nologisch-industriepolitischen Grenzbereich der Zu- 
sammenarbeit zwischen Ost und West könnte nach 
Auffassung der Bundesregierung auch der ECE eine 
wichtige Funktion zukommen. 

Schließlich wird die tedinologische Zusammenarbeit 
und Hilfe in immer stärkerem Maße zu einem wich- 
tigen Bestandteil der Entwicklungshilfe. Die Bundes- 
regierung wird deshalb im Rahmen ihrer Entwick- 
lungshilfepolitik technologischen Projekten in Zu- 
kunft besondere Beachtung schenken. 

F r a g e 4 

Wie können die Ergebnisse der technologischen 
Forschung und Entwicklung der Gesellschaft 
nutzbar gemacht werden (Kriterien für die 
staatliche Förderung, Umweltschutz, Zugang zu 
Entwicklungsergebnissen) ? 


Antwort 

Schon bei der Auswahl der Förderungsvorhaben 
wird auf die spätere Nutzungsmöglichkeit der er- 
warteten Ergebnisse geachtet; ebenso spielt sie 
auch bei der Überprüfung laufender Vorhaben eine 
wichtige Rolle. Die Kriterien beruhen dabei aller- 
dings nicht nur auf kurzfristigen unmittelbaren Nut- 
zungserwartungen. Die Bundesregierung sieht die 
Aufgabe ihrer Förderungsmaßnahmen gerade darin, 
solche Vorhaben zu fördern, die geeignet sind, lang- 
fristig den Leistungsstand unserer Volkswirtschaft 
zu heben und ihr technisches Potential zu stärken, 
von denen aber befürchtet werden muß, daß sie 
wegen ihres Risikos oder wegen ihrer Kosten unter- 
bleiben oder nur unzureichend in Angriff genommen 
würden, wenn sie keine staatliche Förderung er- 
führen. 

Bei industriellen Entwicklungsvorhaben, deren Er- 
gebnisse für den privaten Markt gedacht sind, hält 
die Bundesregierung nicht nur wegen der sparsamen 
Verwendung öffentlicher Mittel, sondern auch zur 
Sicherstellung der späteren Ergebnisnutzung eine 


I spürbare finanzielle Eigenbeteiligung der geförder- 
; ten Unternehmen in der Regel für unerläßlich. Nach 
I allen vorliegenden Erfahrungen ist dies das wirk- 
I samste Mittel, um zu gewährleisten, daß die geför- 
I derte Entwicklung nicht am Markt vorbeigeht und 
^ daß die Nutzung der Ergebnisse verzögerungslos 
und energisch betrieben wird. Fälle, in denen eine 
Eigenbeteiligung nicht verlangt wird, betreffen da- 
her fast ausnahmslos nur solche Entwicklungen, de- 
ren Ergebnisse öffentlichen Aufgaben dienen sollen 
und deshalb den üblichen Marktgesetzen nicht unter- 
liegen werden. 

Nutzungs- und Benutzungsrechte 

Bei den vom Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft geförderten Vorhaben erhält der Bund 
ferner Nutzungs- und Benutzungsrechte für und an 
allen im Zuge der geförderten Arbeiten entstande- 
nen Konstruktionsverfahren und sonstigen Unter- 
lagen, Rechenprogrammen und gewerblichen Rech- 
ten. Die Bundesregierung hat das Recht, von diesen 
Nutzungs- und Benutzungsrechten Unterrechte nach 
Maßgabe der allgemeinen Bewilligungsbedingungen 
zu erteilen, übernimmt der Bund im Rahmen einer 
i Förderung des Projekts mehr als 50 ‘t u der Gesamt- 
i kosten, so stehen dem Bund weitere Rechte zu, ins- 
besondere hat er dann auch einen Zugriff auf vorbe- 
stehende Schutzrechte des Zuwendungsempfängers, 
sofern dies zur Nutzung derjenigen Rechte erforder- 
lich ist, die aus den geförderten Arbeiten hervorge- 
gangen sind. Außerdem hat in diesen Fällen der Zu- 
wendungsempfanger auch Dritten Benutzungsrechte 
für die Schutzrechte zu gewähren, die im Zuge des 
Förderungsvorhabens entstanden sind. Listen der 
dem Bund zustehenden Benutzungsrechte werden 
künftig regelmäßig veröffentlicht. Die Bundesregie- 
rung hält eine solche aktive Kenntnisverbreitung 
I und Verwertung für wichtig. Jedoch widmet sie der 
I Rückzahlung von Förderungsbeträgen aus Gewin- 
! nen, die im Zusammenhang mit einer staatlichen 
I Förderung anfalien, erhöhte Aufmerksamkeit; sie 
I läßt derzeit die damit zusammenhängenden Fragen, 

I besonders das Problem der betriebswirtschaftlichen 
Gewinnzurechnung, in einem Gutachten unabhängi- 
; ger Sachverständiger, das 1972 vorliegen soll, unter- 
j suchen. 

Veröffentlichung der Ergebnisse 

: Im übrigen sehen die Zuwendungsbedingungen des 
j Bundes grundsätzlich vor, daß die Ergebnisse der 
I geförderten Vorhaben der Allgemeinheit zugänglich 
: zu machen sind. Dies gilt auch für die Forschung im 
i Verteidigungsbereich. In der Regel geschieht dies 
I durch Veröffentlichungen in Fachzeitschriften und be- 
. sonderen Schriftenreihen der geförderten Einrich- 
tungen und Unternehmungen sowie einzelner Bun- 
desministerien. Diese Veröffentlichungen sind allge- 
mein zugänglich, jedoch sind wegen der Informa- 
^ tionsflut die interessierten Wirtschaftskreise viel- 
fach überfordert, Forschungsergebnisse kritisch zu 
sichten und auf ihren unternehmensspezifischen 
Nutzen zu untersuchen, ln besonderem Maße gilt 
, dies für die mittelständische Industrie, deren tech- 


10 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlp eriode 


Drucksache VI/2789 


nisch wissenschaftliche Kapazität für solche Arbeiten 
im Vorfeld der eigentlichen Betriebstätigkeit häufig 
nicht ausreicht, lin Bereich der Klein- und Mittel- 
industrie bemüht sich die Arbeitsgemeinschaft In- 
dustrieller Forschungsvereinigungen um eine Lö- | 
sung dieses Problems. Insgesamt ist der Erfolg all | 
dieser Bestrebungen aber noch verhältnismäßig ge- 
ring. Zu viele Forschungsergebnisse bleiben noch 
ungenützt in Instituten und Archiven. 

Überprüfung der Nutzungsmöglichkeiten 

Die Bundesregierung hat deswegen veranlaßt, daß 
die Ergebnisse der von ihr geförderten Vorhaben 
künftig zusätzlich durch eine besondere technologi- 
sche Analyse auf ihre wirtschaftliche Nutzungsmög- 
lichkeit überprüft werden. Bisherige Erfahrungen 
zeigen, daß zwar nur ein relativ geringer Teil die- 
ser Ergebnisse für eine weitere Nutzung außerhalb 
des ursprünglichen Fachgebiets brauchbar ist, daß 
die darin steckenden Ansätze für technologische 
Neuerungen aber nicht zu vernachlässigen sind. 
Nicht selten sind in enger Kooperation mit der ur- 
sprünglichen Entwicklungsstelle weiterführende ex- 
perimentelle Arbeiten zu erörtern, damit ein Innova- 
tionsansatz entsteht. Die hierzu notw'endigen organi- 
satorischen Voraussetzungen und technischen Hilfs- 
mittel sind in Vorbereitung. Eine interdisziplinäre 
Institution iin Rahmen der Fraunhofer-Gesellschaft 
soll sich bemühen, die Methodik und Systematik 
eines verbesserten und gezielten Informationsange- 
bots aus den öffentlich geförderten Forschungs- 
und EntwTcklungsbereichen zu erarbeiten und in 
engem Kontakt mit Forschungseinrichtungen und 
Wirtschaftsunternehmen zu testen. 

Informations- und Dokumentationssysteme 

Die Bundesregierung wird weiterhin Aufbau und 
Betrieb von Informations- und Dokumentations- 
Systemen unterstützen, die Forschungsergebnisse 
auch für enger umrissene Fragenkomplexe rascher 
zugänglich machen können. Die Einrichtung von Da- 
tenbanken für verschiedene technische Bereiche er- 
leichtert die Bereitstellung neuester Ergebnisse aus 
dem Forschuiigs- und Entwicklungsbereich, verkürzt 
die Suchprozesse, trägt in bestimmten Fällen zu 
einer erhöhten technischen Sicherheit bei und ver- 
mag wegen der ebenso raschen und erschöpfenden 


wie genau abgegrenzten Information Doppelarbeit 
und unnütze Investitionen weitgehend auszuschal- 
ten. Ein besonderes „Förderungsprogramm Informa- 
tion und Dokumentation" wird mit folgenden 
Schwerpunkten vorbereitet; 

— Auf- und Ausbau von Fachinformations- und 
Dokumentationseinrichtungen insbesondere für 
Wissenschaft, Forschung, Technik und Bildung; 

— Förderung der Ausbildung, der Forschung und 
Entwicklung einschließlich der technischen Hilfs- 
mittel usw. zur Verbesserung der Infrastruktur 
von Information und Dokumentation; 

— Förderung der Mitwirkung an entsprechenden 
internationalen Aufgaben und Projekten. 

Durch Verstärkung der angewandten Forschung, wie 
durch den Ausbau der Fraunhofer-Gesellschaff als 
Trägergesellschaft und durch die Erweiterung des 
Aufgabenbereichs der großen Forschungszentren, 
sucht die Bundesregierung das Angebot an innova- 
tionsträchtigen Forschungsergebnissen zu verbrei- 
tern. Die eingeleiteten umfangreichen Forschungs- 
und Entwicklungsprogramme für die künftige tech- 
nologische Infrastruktur — etwa Verkehrs- und 
Kommunikationssysteme — unterstützen gesell- 
schaftspolitische Zielvorstcllungen ebenso wie sie 
gleichzeitig eine Intensivierung der industriellen 
Innovationstätigkeit verfolgen. Wie schon ausge- 
führt, wird dabei auch den Folgewirkungen der tech- 
nisch-zivilisatorischen Entwicklung besonderes Au- 
genmerk gewidmet. 

j Die Bundesregierung versucht ihre Technologiepoli- 
I tik so auszurichten, daß die von ihren Förderungs- 
programmen ausgehenden Wirkungen nicht zu La- 
sten der Erwerbstätigen bzw, der Bevölkerung ge- 
hen. Die von der Bundesregierung im Oktober 1970 
berufene Kommission für wirtschaftlichen und sozia- 
len Wandel hat u. a. die Aufgabe, unerwünschte und 
schädigende Auswirkungen des technischen Wan- 
dels zu untersuchen und Vorschläge zu ihrer Ver- 
meidung oder Bewältigung zu machen. Ein beson- 
deres Augenmerk wird hierbei auf die Probleme 
des Umweltschutzes, die schon in der Beantwortung 
der ersten Frage betont wurden, auf die Erhaltung 
und Schaffung menschengerechter Arbeitsbedingun- 
gen und auf die Vermeidung sozialer Ungerechtig- 
keiten zu richten sein. 
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Antwort der Bundesregierung 
auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU betr. 
Forschungs- und Technologiepolitik 
— Drucksache VI/2364 — 


Die Bundesregierung hat gemäß Beschluß des Deut- 
schen Bundestages 1965, 1967 und 1969 die Bundes- 
berichte Forschung I bis III vorgelegt. Der Bundes- 
bericht Forschung IV wird dem Deutschen Bundes- 
tag voraussichtlich Ende dieses Jahres zugeleitet. 
In diesem Bericht wird ausführlicher auf die Pro- 
bleme der Forschungs- und Technologiepolitik im 
gesamtpolitischen Zusammenhang eingegangen. 

Die Bundesregierung beantwortet die Große An- 
frage der Fraktion der CDU/CSU wie folgt: 

Die Bundesregierung 

— teilt die Ansichten der Fragesteller über die 
große Bedeutung der Forschungs- und Techno- 
logiepolitik für Gesellschaft und Wirtschaft; 

— ist mit den Fragestellern der Meinung, daß die 
Ziele und Aufgabenstellungen laufend überprüft 
und neue Programme entwickelt werden müs- 
sen und daß dabei die Koordinierung der BiT 
dungs- und Forschungsplanung, die Intensivie- 
rung der internationalen Zusammenarbeit und 
die künftige Position der Großforschungszen- 
tren wichtige Teilaspekte sind; 

— hält die aus Akzentverschiebungen in der öffent- 
lichen Diskussion sicher verständliche Sorge der 
Antragsteller, die Forschungs- und Entwicklungs- 
politik werde vernachlässigt, angesichts der Fak- 
ten und Leistungen für unbegründet. Das Gegen- 
teil ist richtig. 

Die Einzelfragen der Großen Anfrage werden wie 
folgt beantwortet. 

Frage I. 1. 

Hält die Bundesregierung die Organisation 
ihrer Forschungspolitik für ausreichend? 

Antwort 

Die Frage nach einer zweckmäßigen Organisation 
der Forschungspolitik wird heute angesichts des 
Zwanges zur Bildung von Prioritäten in vielen 
Staaten aufgeworfen. Fast überall zeigen sich Män- 
gel. Überall erweisen sich die bisherigen Organisa- 
tionsformen im Licht neuer Aufgaben als unbefrie- 
digend. 

Organisatorische Änderungen 

Auch in der Bundesrepublik sind in den vergan- 
genen Jahren einige organisatorische Änderungen 


vorgenommen worden. In den Jahren bis 1969 sind 
wichtige Zuständigkeiten für die Forschungspolitik 
innerhalb der Bundesregierung im damaligen Bun- 
desministerium für wissenschaftliche Forschung ver- 
einigt worden. Hierzu gehörte unter anderem der 
geschäftsführende Vorsitz im zuständigen Kabinetts- 
ausschuß. Die Bundesregierung hat seit ihrer Amts- 
übernahme die Zusammenführung von Zuständig- 
keiten für Bildung und Wissenschaft in einem Res- 
sort eingeleitet und sich bemüht, die Organisation 
der Forschungspolitik weiter zu verbessern. 

Verbesserung des Entscheidungsprozesses 

Größere Bedeutung als Fragen der Zuständigkeit 
mißt die Bundesregierung der Gestaltung des Ent- 
scheidungsprozesses bei. Sie hat sich deshalb in der 
Regierungserklärung die Aufgabe gestellt, Metho- 
den zur Prioritätenfindung zu entwickeln. 

Ein erster wichtiger Schritt auf das in der Regie- 
rungserklärung gesetzte Ziel war die Reform des 
Beratungswesens beim Bundesministerium für Bil- 
dung und Wissenschaft. Das dort unter wissenschaft- 
licher Begleitung entwickelte, von der Bundesre- 
gierung gebilligte und von den Fachleuten und der 
Öffentlichkeit allgemein positiv beurteilte Konzept 
sieht neben einer organisatorischen Straffung der 
Beratungsgremien eine stärker problembezogene Be- 
ratung, eine verbesserte Auswahl der Berater, die 
Stärkung ihrer Unabhängigkeit sowie die Publizität 
der Zusammensetzung, der Beratungsaufträge und 
der Empfehlungen der Beratungsgremien vor. 

Weitere Schritte zur Koordinierung der Beratungs- 
und Entscheidungsverfahren werden folgen, z. B. 
die Anpassung der Funktion und Organisation der 
Beratungsgremien von Bund und Ländern an die 
durch Gemeinschaftsaufgaben geschaffenen Gre- 
mien. 

Koordinierung 

Für die Koordinierung der Forschung zwischen den 
einzelnen Bundesministerien nennt eine vom Kabi- 
nettsausschuß für Bildung und Wissenschaft einge- 
setzte Arbeitsgruppe neue Ansatzpunkte in der 
Entwicklung eines Informationssystems, in der Zu- 
sammenarbeit bei fachübergreifenden Programmen 
(wie im Zweiten Datenverarbeitungsprogramm, im 
Umweitprogramm und in der Meeresforschung), in 
der Abstimmung von Struktur-, Organisations- und 
Finanzierungsfragen und in der stärkeren Verbin- 
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düng der ressortbezogenen Forschung mit der übri- 
gen Forschung an den Hochschulen in der Max- 
Planck-Gesellschaft, in den Großforschungszentren 
und in der Industrie. 

Außerdem arbeitet das Bundesministerium für Bil- 
dung und Wissenschaft an Modellen für eine klarere 
Definition der mit den einzelnen Programmen ver- 
folgten Zielen, der dazu vorgesehenen Maßnahmen 
und der dafür erforderlichen Mittel („Leistungs- und 
Finanzübersicht"). 

Die Forschungspolitik bedarf auch in organisato- 
rischer Hinsicht der kontinuierlichen Anpassung an 
die Entwicklungen. Hierbei muß aber berücksichtigt 
werden, daß die Sacharbeit zugleich beständige 
Strukturen braucht. Die Bundesregierung versucht, 
beiden Gesichtspunkten gerecht zu werden, indem 
sie z. B. für eine Erprobungszeit bei vorgenom- 
menen Organisationsänderungen eintritt. 

Frage 1.2. 

Welche Zielvorstellungen hat die Bundesregie- 
rung bezüglich der Förderung der Technologie? 

Antwort 

Eine ausführlichere Darlegung der Zielvorstellun- 
gen der Bundesregierung ist in Punkt 1 der Antwort 
auf die Große Anfrage der Fraktionen der SPD, 
FDP — Drucksache VI/2369 — gegeben, auf die hier 
verwiesen werden darf. Das wichtigste sei hier noch 
einmal zusammengefaßt: 

Die Bundesregierung fördert technische Entwicklun- 
gen nicht als Selbstzweck, sondern zur Verbesse- 
rung der sozio-ökonomischen Lebensverhältnisse. 
Sie hat daher auch die hierauf abzielenden Empfeh- 
lungen der OECD-Wissenschaftsministerkonferenz 
im Oktober dieses Jahres unterstützt. Sie verfolgt 
mit der Förderung der technologischen Forschung 
und Entwicklung vier miteinander verbundene Ziele: 

— die Leistungsfähigkeit der Gesamtwirtschaft 
langfristig zu stärken und damit zugleich die 
Voraussetzungen für ein angemessenes und ste- 
tiges Wirtschaftswachstum zu verbessern, 

— die technische Infrastruktur unseres Landes be- 
sonders auf dem Verkehrs- und Nachrichten- 
sektor, weiter auszubauen, 

— unerwünschte und unbeabsichtigte Folgen tech- 
nischer und zivilisatorischer Entwicklungen, ins- 
besondere die damit verbundene Belastung der 
Umwelt auf ein erträgliches Maß herabzusetzen, 
und zugleich die Möglichkeiten der Gesundheits- 
vorsorge und der Gesundheitsfürsorge zu ver- 
bessern, 

— zur Sicherung und Schaffung chancenreicher Ar- 
beitsplätze sowie zur Verbesserung der Arbeits- 
bedingungen beizutragen. 

Zur Verwirklichung dieser Ziele hat die Bundesre- 
gierung neben den von früheren Bundesregierungen 
eingeleiteten Förderungsprogrammen, die — zum 


Teil mit erweiterter Aufgabenstellung — fortgesetzt 
werden, weitere Programme begonnen; andere be- 
finden sich in Vorbereitung. 

Frage I. 3. 

Was unternimmt die Bundesregierung, um die 
Zusammenarbeit der Großforschungszentren 
und der Industrie zu fördern? 


Antwort 

Besondere Bedeutung für die industrielle Innova- 
tion besitzen die auf die angewandte Forschung 
und technische Entwicklung ausgerichteten multi- 
disziplinären Forschungs- und Entwicklungszentren, 
wie etwa die Kernforschungsanlagen in Jülich und 
Karlsruhe oder die Deutsche Forschungs- und Ver- 
suchsanstalt für Luft- und Raumfahrt (DFVLR). Die 
Bundesregierung fördert die Zusammenarbeit dieser 
Einrichtungen mit der Industrie durch: 

— - gemeinsame Projekte von Zentren und Industrie 
im Rahmen von Zusammenarbeitsverträgen (z. B. 
die Entwicklung eines Hochtemperaturreaktors 
mit Heliumturbine), 

— Beteiligung der Industrie an Studien über die 
Konzeption langfristiger Entwicklungsvorhaben 
(z. B. zum Gasbrüter), 

— der Bau und Betrieb technischer Versuchs- und 
Prototypanlagen durch Industrieunternehmen im 
Aufträge des BMBW (z. B. Betrieb des Mehr- 
zweckforschungsreaktors (MZFR) in Karlsruhe), 

— die Bereitstellung großer Versuchsanlagen für 
die Entwicklungsarbeiten der Industrie (z. B. 
Windkanäle und Raketenprüfstände), 

• — Dienstleistungen für die Industrie durch die Zen- 
tren (z. B. für Entwicklungen zur Isotopen- 
technik), 

— Ausbau des Patent-Informationsdienstes der 
Großforschungseinrichtungen, 

— gemeinsame Programm- und Projekt-Komitees 
der Zentren und der Industrie (z. B. in der Brenn- 
stoffaufbereitung und Luftfahrtforschung), 

— Verbreitung der Kenntnisse der Zentren in der 
Industrie (z. B. durch gemeinsame Informations- 
veranstaltungen, die Unterrichtung über Patente 
und die Übernahme zentraler Dokumentations- 
und Informationsdienste), 

— die Berufung von Sachverständigen oder verant- 
wortlichen Mitarbeitern der Industrie in Organe 
der Einrichtungen. 

Aufgabe anderer Forschungszentren, wie etwa des 
Deutschen Elektronen-Synchrotrons DESY in Ham- 
burg, sind der Bau, der Betrieb und die wissen- 
schaftliche Nutzung großer Forschungsgeräte der 
Grundlagenforschung. Die Zusammenarbeit mit der 
Industrie besteht bei diesen Zentren in erster Linie 
in Aufträgen zur Lieferung von hochqualifizierten 
Geräten oder Anlagen sowie deren gemeinsamer 
Erprobung und Verbesserung, häufig aber auch in 
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der Übertragung neuer Verfahren und Methoden, 
wie das z. B. bei DESY in der Supraleitungstechnik 
geschieht. In diesem Zusammenhang ist auch auf die 
Bestrebungen der Garching Instrumente GmbH hin- 
zuweisen, die Ergebnisse wissenschaftlicher Arbeit 
rascher für die Praxis nutzbar zu machen. 

Die Bundesregierung wünscht einen stärkeren Per- 
sonalaustausch und -Wechsel zwischen Großfor- 
schungszentren und Industrie. Sie hat ein Organi- 
sationsberatungsunternehmen beauftragt, gemein- 
sam mit einigen Großforschungszentren zu prüfen, 
wie gegenwärtig bestehende Hemmnisse abgebaut 
und neue Anreize gegeben werden können. 

Frage L 4. 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 
in Bezug auf die Innovationsförderung? 

Antwort 

Der Innovationsprozeß, im engeren Sinne die tech- 
nologische Innovation mit dem Zweck, neue Pro- 
dukte und Verfahren auf dem Markt, einzuführen, 
hat nicht nur wirtschaftlichen, sondern — • auf längere 
Sicht — vor allem gesellschaftlichen Zielen zu die- 
nen. 

Maßnahmen und Beträge zur Innovationsförderung, 
d. h. zur Beschleunigung und Verbesserung dieses 
Prozesses werden von der Bundesregierung in ihre 
Forschungs- und Wirtschaftspolitik laufend einbezo- 
gen, auf ihre Wirksamkeit geprüft und nach Kräften 
intensiviert: 

a) Im Vorfeld der Innovation sind Forschung und 
Entwicklung Basis und entscheidender Impulsge- 
ber für neue Entwicklungsansätze. Jede Stärkung 
dieses Bereichs, darin vor allem der angewandten 
Forschung, kommt dem Innovationspotential zu- 
gute, auch strukturelle und organisatorische Ver- 
besserungen. Hierzu wird auf die übrigen Teile 
der Antwort verwiesen. 

b) Die Ergebnisse aus dem öffentlich geförderten 
Forschungs- und Entwicklungsbereich in Form 
von Berichten, Veröffentlichungen, Patenten usw. 
sind jedem Interessierten auch über die laufend 
ergänzten und verbesserten Informations- und 
Dokomentationssy Sterne zugänglich. 

In den meisten Fällen müssen in diesem Stadium 
noch weitere Entwicklungsarbeiten folgen, bevor 
ein technologischer Lösungsansatz für eine Inno- 
vation gewonnen ist. Die Bundesregierung 
schenkt dieser Phase besondere Aufmerksam- 
keit, da durch eine selektive und gezielte Ver- 
breitung solcher schon konkreteren Kenntnisse 
und Ansätze eine Umsetzung in die industrielle 
Praxis erleichtert und beschleunigt wird. 

c) Der Innovationsprozeß in seiner oft verwickel- 
ten Struktur, seinen Rückkopplungs- und Nebon- 
effekten, muß aber noch gründlicher erforscht 
und damit besser steuerbar gemacht werden. 


Entsprechende Studien zu b) und c) sind im 
Gange und sollen in Kürze in einem geplanten 
Forschungsinstitut der Fraunhofer-Gesellschaft 
systematisch vertieft und erweitert werden. 

d) Neben einer verbesserten Information und Kom- 
munikation zwischen dem Forschungs- und Ent- 
wicklungsbereich und der industriellen Praxis 
sollen intensivierte persönliche Kontakte zur 
Umsetzung von Kenntnissen mehr als bisher bei- 
tragen, z. B. in Form von übergreifenden gemein- 
samen Entwicklungsprojekten, Arbeits- und Ge- 
sprächskreisen, Seminaren, Kurzlehrgängen. 

Engere Kontakte mit der industriellen Praxis 
werden außerdem technologische Bedürfnisse 
und Lücken aufdecken, die dem Forschungs- und 
Entwicklungsbereich Anreize vermitteln. Der 
entsprechenden Personalmobilität wird ver- 
mehrte Aufmerksamkeit geschenkt, denn letzten 
Endes wird know-how am besten durch die un- 
mittelbar Beteiligten übertragen. 

e) Zunehmend werden neue Kooperationsformen 
zwischen Firmen zusammen mit Forschungsinsti- 
tuten oder -Zentren die Chancen einer gezielten 
Innovation erheblich verbessern und zugleich 
das zumeist bedeutende Risiko tragbarer gestal- 
ten können. 

f) Die Zahl der Schutzrechtsanmeldungen in den 
Forschungszentren allein ist im letzten Jahr auf 
200 angestiegen. Die Bundesregierung hat Vor- 
sorge getroffen, die aus Förderungsvorhaben 
stammenden Nutzungsrechte und sonstigen be- 
sonderen Kenntnisse verstärkt auf ihre tech- 
nisch-wirtschaftliche Verwertbarkeit zu unter- 
suchen, die erforderlichen Weiterentwicklungen 
einzuleiten und dem Markt zuzuführen. Auch 
außerhalb des Ursprungssektors werden Nut- 
zungsmöglichkeiten erkundet. 

g) Sind neue technologische Ansätze, gestützt auf 
Markt- und Bedarfsanalyse, für die Vorbereitung 
einer Produktionsaiifnahme reif, soll, um die 
meist lange und kritische Wagnisphase bis zur 
Markteinführung zu überbrücken, der Frage der 
Bereitstellung von Risikokapital erhöhte Auf- 
merksamkeit geschenkt werden. 

Erstmals in diesem Jahr hat die Bundesregie- 
rung die direkte Vergabe von Mitteln für tech- 
nische Neuerungen von gesamtwirtschaftlicher 
Bedeutung vorgesehen, wobei strenge Kriterien, 
wie wichtige Bedarfsdeckung, Produktivitäts- 
steigerung, hohes Risiko, gelten sollen. 

Die Bundesregierung wird darüber hinaus prü- 
fen, wie die Bereitstellung von privatem Risiko- 
kapital angeregt werden kann. Hier zielen die 
Bemühungen der Bundesregierung zugleich auf 
eine Verkürzung der Risikospanne in den ent- 
scheidenden Schlußphasen der Innovation. 

Die Wissenschaftsminister der OECD haben auf 
ihrem Treffen im Oktober 1971 einen Vorschlag 
der Bundesregierung angenommen, die Erfah- 
rungen der Mitgliedstaaten über die Bereitstel- 
lung von Risikokapital durch private oder öffent- 
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lieh unterhaltene Investitionsgesellschaften zu 
analysieren. 

h) Weitere bestimmende Faktoren für die Innova- 
tion und ihre Risiken sind Größe und Wettbe- 
werbsgrad der Märkte. Auf die Bemühungen der 
Bundesregierung um neue industriepolitische An- 
sätze im Rahmen des Gemeinsamen Marktes und 
— soweit angängig — auch darüber hinaus ist 
hier nur hinzuweisen. 

Mit diesen Bemühungen will die Bundesregie- 
rung in absehbarer Zeit eine Belebung des Inno- 
vationsfeldes erreichen, die es auch mittleren 
und kleineren Unternehmen ermöglichen soll, ihr 
beträchtliches Innovationspotential stärker als 
bisher zu nutzen und gegenüber den wachsenden 
Ansprüchen auch im internationalen Kräftefeld 
wettbewerbsfähig zu bleiben. 

Frage II. 1. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Bedeu- 
tung von Kernforschung und Kerntechnik? Wel- 
che Erkenntnisse hat man aus den bisher durch- 
geführten Atomprogrammen gewonnen, was ist 
erreicht worden, und wie sollen die Arbeiten 
nach dem dritten Atomprogramm weitergeführt 
werden? 


Antwort 

Die Bundesregierung mißt der Erforschung und Nut- 
zung der Kernenergie für friedliche Zwecke auch 
weiterhin eine große Bedeutung bei. 

Gründe hierfür sind insbesondere 

— der rasch wachsende Beitrag zur langfristigen 
Sicherung der Versorgung mit kostengünstiger 
und umweltfreundlicherer Energie, 

— die Bedeutung für den Export und für die indu- 
strielle Leistungsfähigkeit der Bundesrepublik, 

— der große Nutzen für Wissenschaft und Technik. 

Die Bundesregierung hat daher die Mittel für die 
Förderung von Kernforschung und. Kerntechnik im 
Haushalt des BMBW in den Jahren 1970 und 1971 
um 23 Vo bzw. 16 Vo gegenüber dem jeweiligen Vor- 
jahr erhöht. 

Die Vierte Internationale Atomkonferenz im Sep- 
tember dieses Jahres in Genf bot Gelegenheit, das 
mit den Atomprogrammen bisher Erreichte im inter- 
nationalen Vergleich kritisch zu werten: Die Kern- 
forschungszentren haben ein hohes, allgemein aner- 
kanntes Niveau erreicht (z. B. fortgeschrittene Reak- 
toren, Hochenergiephysik, Fusionsforschung — vgl. 
II. 4.). Die kerntechnische Entwicklung bei der Indu- 
strie führte zur internationalen Konkurrenzfähigkeit 
der Leichtwasserreaktoren. 

Das dritte Atomprogramm endet 1972. Die Vorberei- 
tungen für das vierte Atomprogramm lassen drei 
Schwerpunkte erkennen: 


— Reaktorsicherheit, Strahlenschutz und nuklearer 
Umweltschutz; 

— in der Kerntechnik die Fortentwicklung des 
schnellen Natriumbrüters und der Hochtempera- 
turreaktoren sowie die Urananreicherungstech- 
nik; 

— in der Kernforschung die internationalen Vor- 
haben zur Bearbeitung von Grundlagenproble- 
men, z. B. bei der Europäischen Organisation für 
Kernforschung CERN (Hochenergiephysik) oder 
im Höchstflußreaktor-Forschungsinstitut Gre- 
noble (Festkörperforschung) sowie die Fusions- 
forschung (vgl. Frage 11. 4.). 

Frage 11. 2. 

Welche Aufgaben und welches langfristige Pro- 
gramm haben die Großforschungszentren in 
Karlsruhe (GfK und GfK-V), Jülich (KFA), 
Hamburg (DESY und GKSS), München (IPP) 
und (GSF), Berlin (HMI) und Darmstadt (DRZ 
und GSI). 

Antwort 

Die langfristigen Programme von DESY und GSI 
sind auf die wissenschaftliche Nutzung des Elektro- 
nensynchrotrons mit Doppelspeicherring und des 
Schwerionenbeschleunigers ausgerichtet. Beide Zen- 
tren dienen in erster Linie der Erweiterung der 
Grundlagenkenntnisse in der Hoch- und Nieder- 
energiephysik. 

Die GfK wird den Schnellen Natriumbrüter v/eiter- 
entwickeln und über Reaktorsicherheit und Umwelt- 
schutz, Transplutoniumchemie, Datenverarbeitung 
in der Technik und die technische Anwendung sehr 
niedriger Temperaturen arbeiten. 

Die GfK-V betreut den Betrieb und die Nutzung von 
fünf großen nuklearen Versuchsanlagen und soll 
später evtl, weitere, auch nicht-nukleare Versuchs- 
anlagen als Träger übernehmen. 

Die KFA wird die Hochtemperaturreaktoren weiter 
entwickeln sowie über die Verwendung dieses 
Reaktortyps in der chemischen und Stahlindustrie, 
über die nukleare Festkörperforschung sowie über 
chemische und meßtechnische Fragen des Umwelt- 
schutzes und über Probleme der Fusionsreaktortech- 
nologie arbeiten. 

Die GKSS wird sich neben der Weiterentwicklung 
des nuklearen Schiffsantriebs mit Bestrahlungsun- 
tersuchungen von Leichtwasser- und Llochtempera- 
tur-Reaktorwerkstoffen, der Meerwasserentsalzung 
und der Meerestechnik befassen. 

Das langfristige Programm des Max-Planck-Instituts 
für Plasmaphysik (IPP) ist weiterhin auf die Fu- 
sionsphysik und Fragen der Fusionsreaktortechno- 
logie ausgerichtet (vgl. Frage 11. 4.). 

In der GSF stehen Vorhaben des Strahlen- und Um- 
weltschutzes auf Grenzgebieten der Biologie, Me- 
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dizin und Technik sowie zur Tieflagerung radioak- 
tiver Abfälle im Mittelpunkt der künftigen Arbeiten. 
Das HMI arbeitet weiterhin in der Kern- und Strah- 
lenchemie, der Kern- und Strahlenphysik sowie der 
Elektronik und Datenverarbeitung. Eine Sachver- 
ständigen-Kommission erstellt für den BMBW ein 
Gutachten über die künftigen neuen Aufgaben des 
Instituts. 

Das DRZ wird als Außenstelle der Gesellschaft für 
Mathematik und Datenverarbeitung mbH (GMD) 
geeignete Software für die Datenfernverarbeitung 
in der Wissenschaft entwickeln und DV-Fachleute 
ausbilden (vgl. auch Beantwortung der Fragen des 
Abgeordneten Lenzer in der Fragestunde des Deut- 
schen Bundestages am 20. Oktober 1971, Protokoll 
der 144. Sitzung S. 8272 ff.). 

Wie die Programme zeigen, werden die Kernfor- 
schungseinrichtungen zunehmend auf neue, nicht- 
nukleare Aufgaben ausgerichtet. Diese machen 
schon j etzt ca. 15 Vo der Aktivitäten aus und er- 
strecken sich hauptsächlich auf die Datenverarbei- 
tung und den Umweltschutz. Sie werden weiter ver- 
stärkt. 


F r a g e II. 3. 

Was hat die Bundesregierung unternommen zur 
Verbesserung von 

a) Uranversorgung 

b) Brennstoffzyklus 

c) im Zusammenhang mit a) und b) die Frage 
einer langfristigen Sicherung der Energie- 
versorgung? 

Wie gedenkt sie in Zukunft auf diesen Gebieten 
tätig zu werden? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat zur Uranversorgung, zur 
Entwicklung und Beherrschung des Brennstoffkreis- 
laufs und für die Aufarbeitung von bestrahlten 
Kernbrennstoffen 1970 und 1971 insgesamt über 
700 Millionen DM aufgewandt, gegenüber rd. 
120 Millionen in den beiden vorangegangenen Jah- 
ren. 


Versorgung mit Natururan 

Die Bundesregierung hat durch die Fördermaßnah- 
men zur Beteiligung deutscher Unternehmen an 
Uranlagerstätten und durch Beschaffungen im Rah- 
men des Devisenausgleichsabkommens mit den USA 
erreicht, daß der geschätzte Natururanbedarf unse- 
res Landes bis 1976 voll und für die Jahre 
1977 bis 1980 schon jetzt zur Hälfte gedeckt ist. 

Der übrige Bedarf bis 1980 wird aufgrund der lau- 
fenden Prospektionen im In- und Ausland sowie 
durch Käufe auf dem Weltmarkt befriedigt werden 
können. 


Zur Sicherstellung des Natururanbedarfs nach 1980 
wird die Bundesregierung die Prospektions- und Be- 
teiligungsbemühungen deutscher Unternehmen wei- 
terhin unterstützen. 

Versorgung mit angereichertem Uran 

Die Kapazität der Anreicherungsanlagen in den 
USA reicht aus, den gesamten Bedarf der westlichen 
Welt an Trennarbeit bis zum Ende der siebziger 
Jahre zu decken. Hierüber bestehen verbindliche 
Zusagen. Die Bundesregierung trifft Vorsage, nach 
diesem Zeitpunkt ausreichende Kapazitäten in Eu- 
ropa zur Verfügung zu haben. Dazu hat sie 1971 mit 
Großbritannien und den Niederlanden den Vertrag 
von Almelo geschlossen, der zunächst nach der Er- 
stellung von Prototyp-Trennanlagen der drei Part- 
ner auf die Errichtung einer gemeinsamen Großan- 
lage auf Zentrifugenbasis ab 1974/75 zielt. 

Die Bundesregierung hat ihre Bereitschaft erklärt, 
zusammen mit der Europäischen Kommission die 
Angebote der amerikanischen bzw. der französischen 
Atombehörde über die Zusammenarbeit bei der Be- 
urteilung, Planung und dem Bau gemeinsamer An- 
reicherungsanlagen auf der Basis des Gasdiffusions- 
verfahrens zu prüfen. Die Bundesregierung fördert 
ferner im Kernforschungszentrum Karlsruhe — zu- 
nächst zur Absicherung der anderen Bestrebungen 
— die Entwicklung eines weiteren Verfahrens zur 
Urananreicherung des Trenndüsenverfahrens. 

Zur Deckung des Bedarfs an Anreicherungskapazität 
in den voraussichtlich kritischen Jahren 1978/79 hat 
die Bundesregierung über das Devisenausgleichsab- 
kommen mit den USA Trennarbeit im Werte von 
80 Millionen ^ beschafft. Dies reicht aus, um den ge- 
schätzten Bedarf der Elektrizitätsversorgungsunter- 
nehrcen an angereichertem Material in den Jahren 
1978 und 1979 etwa zur Hälfte zu decken. 

Brennstoffzyklus 

Die Bundesregierung fördert zur Optimierung des 
Brennstoffkreislaufs Vorhaben im Bereich der 
Brennelemententwicklung, vor allem im Rahmen 
der Hochtemperaturreaktor- und Brüterprojekte. 

Bei der Wiederaufarbeitung bestrahlter Brennele- 
mente kann der europäische Bedarf bis etwa 1980 
durch Anlagen in Frankreich oder Großbritannien 
gedeckt werden. Anfang der achtziger Jahre ist zur 
Deckung des schnell wachsenden Bedarfs der Bau 
einer eigenen Großanlage von etwa 1 500 t Jahres- 
durchsatz geplant. Die Bundesregierung unterstützt 
die Vorbereitungen der Industrie durch Förderung 
eines Betriebs-, Bau- und Versuchsprogramms in 
der Prototypanlage WAK im Kernforschungszen- 
trum Karlsruhe. 

Zur Behandlung und Beseitigung radioaktiver Ab- 
fälle aus dem Brennstoffkreislauf fördert die Bun- 
desregierung im Kernforschungszentrum Karlsruhe 
die Entwicklung neuer Verfahren. Mit dem Salzberg- 
werk Asse bei Wolfenbüttel besitzt die Bundesrepu- 
blik ein Endlager, das nach vollständigem Ausbau 
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voraussichtlich allen Anforderungen bis zum Jahre 
2000 gerecht wird. 

Langfristige Sicherung der Energieversorgung 

Der Kernenergie wird bei der Sicherung der Elek* 
trizitätsversorgung eine ständig steigende Bedeu- 
tung zukommen. Es ist davon auszugehen, daß der 
Bedarf an elektrischer Energie sich alle zehn Jahre 
verdoppelt. Der Anteil der Kernenergie an der ge- 
samten Stromerzeugung, der 1971 in der Bundes- 
republik nur ca. 3 Vo ausmacht, dürfte 1976 ca. 14 Vo 
und 1980 ca. 25 Vo betragen. Im Jahre 2000 wird vor- 
aussichtlich rd. die Hälfte des Primärenergiebedarfs 
durch Kernenergie gedeckt sein. 

Die oben dargestellten Maßnahmen zur Förderung 
der Versorgung mit Natururan und zur Optimierung 
des Brennstoffkreislaufs tragen dieser Entwicklung 
Rechnung. 

Frage II. 4. 

Was unternimmt die Bundesregierung zur För- 
derung der Fusionsforschung in der Bundes- 
republik Deutschland? Hält sie die derzeitigen 
Anstrengungen gegenüber dem internationalen 
Wettbewerb (USA, UdSSR) für ausreichend? 

Antwort 

Die derzeitigen Arbeiten in der Fusionsforschung 
haben das Ziel, etwa im nächsten Jahrzehnt einen 
Labor-Prototypfusionsreaktor zu entwickeln. Von 
industrieller Bedeutung werden Fusionsreaktor- 
Kraftwerke voraussichtlich erst nach dem Jahre 2000 
sein. 

Die Bundesregierung fördert die Fusionsforschung 
in den beiden Plasmaphysik-Instituten in Garching 
(Max-Planck-Institut für Plasmaphysik) und Jülich 
(Institut der KFA). 1971 sind in diesen Instituten 
nahe zu 1100 Mitarbeiter tätig, davon rund 950 in 
Garching. Die Forschungsaufwendungen für die Fu- 
sionsphysik betragen 1971 etwa 65 Millionen DM. 
Die Aufwendungen der US-AEC für die Fusions- 
forschung liegen derzeit bei jährlich 30 Millionen S; 
die Aufwendungen der UdSSR sind nicht veröffent- 
licht. 

Die Bundesregierung hält ihre Anstrengungen zur 
Förderung der kontrollierten Kernfusion angesichts 
der derzeitigen wissenschaftlichen und technischen 
Möglichkeiten für voll ausreichend. Auf der Vierten 
Genfer Atomkonferenz zeigte sich deutlich, daß die 
bisher geleisteten Arbeiten denen anderer in der Fu- 
sionsforschung führender Länder gleichwertig sind. 

Die Fusionsarbeiten der Länder der Europäischen 
Gemeinschaft sind durch A*ssoziationsverträge mit 
Euratom eng untereinander abgestimmt und ko- 
ordiniert. Dies kommt auch dadurch zum Ausdruck, 
daß in dem jüngst gegründeten Internationalen Rat 
für Fusionsforschung der lAEO die Länder der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft als eine geschlossene 
Gruppe unter Beteiligung der Kommission der Euro- 


päischen Gemeinschaften mitwirken. Nicht zuletzt 
hierdurch besitzen sie im internationalen Wettbe- 
werb besonderes Gewicht. 

Frage III. 1. 

Welche Zielvorstellung knüpft die Bundesregie- 
rung an ein Förderungsprogramm zur Welt- 
raum- und Luftfahrtforschung? 

Antwort 

Die Hauptziele der Weltraumforschung sind neben 
der Gewinnung wissenschaftlicher Erkenntnisse die 
praktische Nutzung der Weltraumtechnik und der 
Aufbau einer konkurrenzfähigen europäischen In- 
dustrie. 

Bei der praktischen Nutzung ist die Entwicklung 
und der Einsatz von Anwendungssatelliten für Fern- 
meldezwecke einschließlich Fernsehen, für Me- 
teorologie, Navigation und Erdexploration vorran- 
gig. Hierfür müssen (europäische oder amerikani- 
sche) Raumfahrzeugträgerraketen verfügbar sein. 
Die Nutzung der Weltraumbedingungen für spe- 
zielle industrielle Fertigungsverfahren ist ein Fern- 
ziel. 

Schwerpunkte des wissenschaftlichen Programms 
sind die Erforschung solar-terrestrischer Beziehun- 
gen (Sonnensonde HELIOS, siehe Frage III. 2. c) und 
die Erforschung der Erde aus dem Weltraum (Bei- 
spiel: Vorbereitung für einen geowissenschaf fliehen 
Satelliten). Mit Hilfe der Raumflugtechnik sollen 
Erkenntnisse gewonnen werden, die mit terrestri- 
schen Mitteln nicht oder nur unbefriedigend zu er- 
halten sind. 

Weltraumforschung kann in der Bundesrepublik nur 
bei enger bilateraler und internationaler Zusam- 
menarbeit getrieben werden (vgl. Frage IV. 2. bis 3.). 
Eine sinnvolle Verknüpfung des europäischen Pro- 
gramms mit dem Apollo-Nachfolgeprogramm der 
USA wird angestrebt. 

Unterstützt von einem Beratungsausschuß aus Ver- 
tretern der Forschung und Industrie bereitet die 
Bundesregierung zur Zeit ein Luftfahrtforschungs- 
programm mit den Fachgebieten Infrastruktur, Aero- 
dynamik, Flugmechanik, Struktur, Antriebe, Aus- 
rüstung und Anthropotechnik vor. Dieses Programm 
soll die luftfahrttechnischen Forschungsarbeiten 
nach einer einheitlichen Konzeption über einen län- 
geren Zeitraum abstimmen, insbesondere auf künf- 
tige industrielle Anwendungsmöglichkeiten ausrich- 
ten und auch allgemeine Probleme der Luftfahrt 
(z. B.: Flugsicherung, Fluglärm, Anpassung der Flug- 
häfen an künftiges Fluggerät) berücksichtigen. Die 
Mittel- und Kapazitätsbeschränkungen machen es 
erforderlich, daß klare Schwerpunkte herausgear- 
beitet werden. 

Frage III. 2. 

In welchem Umfang und nach welchen Kriterien 

gedenkt die Bundesregierung unter Berücksich- 
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tigung des mittelfristigen Programms für Welt- 
raumforschung ein nationales Programm in fol- 
genden Bereichen zu gestalten: 

a) Förderung der extraterrestrischen Forschung, 

b) Förderung der Raumflugtechnologie, 

c) Durchführung von Forschungssatelliten- und 
Raumsondenprojekten, 

d) Errichtung und Betrieb von Versuchs- und 
Bodenanlagen? 

Antwort 

Die Fortführung und Weiterentwicklung des natio- 
nalen Programms kann nicht unabhängig von der 
internationalen Kooperation in der Weltraumfor- 
schung gesehen werden (vgl. Antwort zu Frage 
III. 3.). 

a) In der extraterrestrischen Forschung wird sich 
das nationale Programm weiterhin auf Experi- 
mente in Höhenforschungsraketen, in Satelliten 
der ESRO und der NASA sowie auf „passive'' 
Experimente an fremden Flugkörpern und auf 
die Auswertung fremder Meßdaten konzentrie- 
ren. 

b) In der Raumflugtechnologie werden vor allem 
solche Komponenten und Subsysteme schwer- 
punktmäßig gefördert, deren Entwicklung beson- 
ders schwierig und technisch aufwendig ist. Hier 
erzielte Fortschritte dienen zugleich der Vorbe- 
reitung der deutschen Industrie auf anspruchs- 
volle internationale Projekte der Raumflugtech- 
nik. 

c) Bei den Forschungssatelliten und Weltraumson- 
den schreiten die Arbeiten am Aeronomiesatel- 
liten AEROS (Starttermin: zweite Jahreshälfte 
1972) und an den Sonnensonden HELIOS A 
und B, die 1974 und 1975 gestartet werden sol- 
len, planmäßig fort. Über weitere Projekte, die 
unter nationalen und internationalen Aspekten 
geprüft werden, sind noch keine Beschlüsse ge- 
faßt (z. B.: HELIOS C). 

d) Bei den Versuchsanlagen und Bodenbetriebsein- 
richtungen sollen künftig durch verstärkte Zu- 
sammenarbeit mit ausländischen und internatio- 
nalen Organisationen eine bessere Nutzung der 
vorhandenen Anlagen erreicht und die Zahl der 
neu zu errichtenden vermindert werden. Das ist 
auch das Ziel einer von der ESRO eingesetzten 
Arbeitsgruppe. 

Frage III. 3. 

Inwieweit werden bei der Aufstellung eines 
nationalen Förderungsprogrammes bilaterale, 
multilaterale und internationale Kooperations- 
möglichkeiten berücksichtigt? 

Antwort 

Gerade im Weltraumbereich ist die internationale 
Verflechtung besonders ausgeprägt. So führt die 


BRD kein Satellitenprojekt allein durch, sondern 
alle in bilateraler Zusammenarbeit (AZUR, DIAL, 
AEROS, SYMPHONIE, HELIOS) oder im Rahmen 
ihrer Beteiligung an internationalen Organisationen 
(wissenschaftliche und später auch Anwendungs- 
satellitenprojekte der ESRO). Die Höhenforschungs- 
raketen werden von ausländischen Plätzen gestar- 
tet. Die Förderung der Raumflugtechnologie im na- 
tionalen Programm dient in gleicher Weise auch der 
Vorbereitung auf internationale Projekte. 

Im Januar 1971 ist man im Rahmen der regelmäßi- 
gen deutsch-französischen Konsultationen überein- 
gekommen, die Möglichkeiten weiterer Abstimmung 
der beiderseitigen Weltraumprogramme zu prüfen. 
Darüber hinaus ist innerhalb der ESRO eine Har- 
monisierung der nationalen Programme und eine 
Abstimmung mit dem ESRO-Programm eingeleitet 
worden (siehe Frage III. 2. d). 

Die enge Verzahnung der nationalen Förderungs- 
programme mit den internationalen Gemeinschafts- 
programmen wird z. B. bei den wissenschaftlichen 
Satellitenprogrammen der ESRO deutlich. Im natio- 
nalen Rahmen werden die wissenschaftlichen Expe- 
rimente vorbereitet, die Meßinstrumente entwickelt 
und die Auswertung der gewonnenen Daten vorge- 
nommen, während die ESRO für Entwicklung, Start 
und Betrieb der Satelliten verantwortlich ist. 

Frage III. 4. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die bisherige 

Abstimmung zwischen Bundesministerium für 

Bildung und Wissenschaft und Industrie im Be- 
reich der Luft- und Raumfahrt? 

Antwort 

Die Abstimmung geschieht sowohl bei der Aufstel- 
lung der Programme als auch bei ihrer Verwirk- 
lichung auf verschiedenen Ebenen: 

In Beratungsgremien unterstützen Sachverständige 
der Wissenschaft und der Industrie das Bundesmi- 
nisterium für Bildung und Wissenschaft (BMBW) 
bei der Planung und Durchführung des Weltraum- 
programms. Vorschläge des Bundesverbandes der 
deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie (BDLI), der 
Kommission für Raumfahrttechnik des BDLI und der 
DFVLR sowie der Vereinigung der Europäischen 
Raumfahrtindustrie EUROSPACE fließen in die Pro- 
grammüberlegungen des BMBW ein. Bei Bedarfs- 
analysen, Durchführbarkeitsstudien und Projektdefi- 
nitionen bedient es sich des Sachverstandes der In- 
dustrie. 

Das Förderungsprogramm der Raumfahrttechnolo- 
gie wird von der Gesellschaft für Weltraumfor- 
schung mbH (GfW) unter Einbeziehung von Indu- 
strievorschlägen durchgeführt. 

Bei den nationalen/bilateralen Weltraumprojekten 
gewährleistet die enge Zusammenarbeit zwischen 
dem BMBW bzw. den Projektgruppen der GfW und 
der Industrie ein wirksames Projektmanagement zur 
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Sicherung der geforderten Leistung und der Einhal- 
tung von Kosten- und Zeitplänen. 

An der Vorbereitung eines Luftfahrforschungspro- 
gramms unter der Federführung des BMBW ist die 
Industrie — neben Forschung und Luftfahrzeugbe- 
nutzern — in einem Beratungsausschuß beteiligt, 
der Empfehlungen zu den Zielsetzungen und zu den 
Forschungsschwerpunkten des Programms ausarbei- 
tet 

Die Bundesregierung schätzt die Zusammenarbeit 
mit der Industrie und stützt ihre Förderungsentschei- 
dungen auf deren sachverständigen Rat, Sie kennt 
aber auc±L die Gefahren der Einflußnahme von Inter- 
essengruppen und hat Maßnahmen getroffen, sie zu 
vermeiden. 


Frage IV. 1. 

Was unternimmt die Bundesregierung zur För- 
derung der Datenverarbeitung, und woher be- 
stimmt sich ihre Zielvorstellung? Welche Er- 
gebnisse wurden bisher erzielt? Wo sind die 
Anwendungsengpässe, und was wird zu ihrer 
Überwindung getan? 

Antwort 

Die Bundesregierung fördert seit 1967 Forschung 
und Entwicklung auf dem Gebiet der Datenverarbei- 
tung; sie hat ihre Zuwendungen von 103 Millio- 
nen DM im Jahre 1969 auf 218 Millionen DM im 
Jahre 1971 gesteigert 

Ihre Zielvorstellungen sind im Zweiten Datenver- 
arbeitungsprogramm (s. u.) konkretisiert, für dessen 
Finanzierung im Rahmen der mittelfristigen Finanz- 
planung für mehrer Jahre weit über Durchschnitt 
liegende Zuwachsraten vorgesehen sind. 

Ergebnisse 

Unter den bisher erzielten Ergebnissen sind her- 
vorzuheben; 

— Die geförderten deutschen DV-Unternehmen 
konnten auf wichtigen Teilgebieten technologi- 
sche Leistungen erzielen, die dem internationa- 
len Stand entsprechen. Einige erreichten eine be- 
achtliche Position auf dem DV-Markt. 

— Es wurden leistungsfähige Arbeitsgruppen zur 
Erschließung neuartiger Anwendungen der DV 
im öffentlichen und nichtöffentlichen Bereich 
aufgebaut. 

— Die 1968 gegründete Gesellschaft für Mathematik 
und Datenverarbeitung verbindet die Grundla- 
genforschung in Mathematik und Datenverarbei- 
tung mit der Anwendung von modernsten DV- 
Großanlagen im Behörden- und Unterrichtsbe- 
reich. 

— Im Rahmen des überregionalen Forschungspro- 
gramms Informatik sind an 13 Hochschulen 58 


Forschungsgruppen gebildet worden. Zur Dek- 
kung des Rechenbedarfs der Wissenschaft wur- 
den vier regionale Rechenzentren errichtet. 

Engpässe 

Allerdings bleiben als Engpässe in der Anwendung 
der Mangel an DV-Fachkräften aller Qualifikations- 
ebenen (vgl. Frage IV. 3.), ein ungenügendes Ange- 
bot an Problemlösungen und Programmen für DV- 
Anwendungen sowie das Fehlen technischer Vor- 
aussetzungen für eine wesentlich breitere Anwen- 
dung der DV bestehen, 

Maßnahmen im Zweiten Datenverarbeitungs- 
programm 

Das Zweite Datenverarbeitungsprogramm für die 
Jahre 1971 bis 1975, das jetzt vom Kabinett verab- 
schiedet worden ist, umfaßt die aufeinander abge- 
stimmten Maßnahmen der Bundesminister für Wirt- 
schaft und Finanzen, für Arbeit und Sozialordnung, 
des Innern sowie für Bildung und Wissenschaft. Es 
verfolgt die nachstehenden allgemeinen Ziele: 

— Verbesserung und Verkürzung der Ausbildung 
(vgl. Frage IV. 3.), 

— stärkere und breitere Anwendung der DV in 
Wirtschaft und Wissenschaft, 

— Rationalisierung und Leistungssteigerung der 
von der öffentlichen Hand zu erbringenden 
Dienstleistungen mit Hilfe von DV-Anlagen, 

— Förderung der DV als eine der bedeutsamsten 
Schlüsseltechnologien, 

— Schaffung ausgewogener Wettbewerbsverhält- 
nisse auf dem stark expandierenden DV-Markt. 

Im Rahmen des Zweiten Datenverarbeitungspro- 
gramms werden die Erschließung neuartiger DV- An- 
wendungen, die Entwicklung standardisierter Soft- 
ware-Pakete sowie die Entwicklung von Teilnehmer- 
systemen und besonders wirtschaftlichen DV-An- 
lagen und Datengeräten weiterhin gefördert werden, 
über den Ausbau der Rechenkapazität an Hochschu- 
len und die Informatik-Forschung hinaus soll der 
Ausbau und die Errichtung von Berufsbildungs- 
zentren für Datenverarbeitung unterstützt werden. 

Die Bundesregierung bemüht sich, auch im eigenen 
Bereich die Voraussetzungen für eine Verbesserung 
der Information durch Einführung DV-gestützter Da- 
tenbanken und Informationssysteme zu schaffen. Als 
Ergebnis der bisherigen Bemühungen sind die ver- 
schiedenen Datenbankprojekte anzusehen, die in 
der Bundesverwaltung z, Z. bearbeitet werden (z, B. 
Juristische Datenbank, Statistische Datenbank und 
andere) . 

Frage IV. 2. 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung die Kom- 
patibilität von Hardware, Software und gespei- 
cherten Daten im Bereich der EDV zu fördern? 
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Antwort 

Die Bundesregierung wird die Erarbeitung von Nor- 
men und von verwaltungsintemen Standards för- 
dern. Es sollen Abnahmebedingungen für öffent- 
liche Aufträge erarbeitet und in die Verdingungs- 
ordnung für Leistungen (ausgenommen Bauleistun- 
gen) VOL eingefügt werden, in denen die Einhal- 
tung solcher Normen und Standards zur Auflage 
gemacht wird. Mit den Behörden der Bundesländer, 
der kommunalen Verbände sowie ausländischen 
Behörden, insbesondere aus Ländern der Europä- 
ischen Gemeinschaft, wird eine Verständigung hier- 
über angestrebt. Innerhalb der Bundesverwaltung 
wurde eine Koordinierungs- und Beratungsstelle 
für die elektronische Datenverarbeitung eingerich- 
tet. 

Frage IV. 3. 

Welche Voraussetzungen beabsichtigt die Bun- 
desregierung zur Ausbildung von qualifizier- 
tem Personal im EDV-Bereich zu schaffen? Was 
ist dabei die langfristige Vorstellung über das 
Interface zwischen Maschine und Anwender? 


Antwort 

Für die Ausbildung in der Datenverarbeitung haben 
in den vergangenen Jahren vor allem im Hochschul- 
bereich Förderungsmaßnahmen begonnen. Sie müs- 
sen verstärkt und zugleich über die Hochschule hin- 
aus erweitert werden. 

Das Rechenanlagenbeschaffungsprogramm der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft, die Rechnerbeschaf- 
fung inj Rahmen der Bundesförderung des Ausbaus 
von Hochschulen und das Programm für regionale 
Großrechenzentren sollen in ein einheitliches Pro- 
gramm zusammengefaßt werden, das von der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft koordiniert wird. 

Die Forschung auf dem Gebiet der Datenverarbei- 
tung an den Hochschulen soll durch ein überregio- 
nales Forschungsprogramm Informatik gefördert 
werden, das von Bund und Ländern gemäß Artikel 
91 b Grundgesetz gemeinsam finanziert wird. Es wird 
sich nicht nur auf die allgemeinen Grundlagen der 
Informatik, sondern auch auf fachbezogene Anwen- 
dung der Datenverarbeitung erstrecken. 

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, daß 
die Datenverarbeitung über die eigentlichen DV- 
Berufe hinaus auch in den Ausbildungs- und Prü- 
fungsplänen anderer Fachrichtungen angemessen 
berücksichtigt wird, damit die Möglichkeiten der 
Datenverarbeitung für alle Disziplinen und Berufs- 
zweige ausgeschöpft werden können. 

Die Bundesregierung wird im Bereich der beruf- 
lichen Aus- und Weiterbildung für einen intensiven 
Ausbau und die Schaffung von herstellerunabhän- 
gigen Ausbildungskapazitäten Mittel bereitstellen. 
Es ist beabsichtigt, die Bundesanstalt für Arbeit mit 
der Durchführung entsprechender Maßnahmen zu 
beauftragen. 


In Anlehnung an diese Sachüberlegungen ist die 
Bundesregierung darüber hinaus im Begriff, ein 
Programm zu erarbeiten, das sowohl die Berücksich- 
tigung der Datenverarbeitung in den Ausbildungs- 
plänen für den öffentlichen Dienst als auch die Ein- 
richtung verwaltungsorientierter Bildungsgänge für 
die DV-Aus- und Weiterbildung von Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes an geeigneten Schulungs- 
stätten vorsehen soll. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung be- 
faßt sich u. a. mit der Erarbeitung von Berufsbildern 
für die DV-Berufe. Für ihren eigenen Bereich er- 
wägt die Bundesregierung DV- Aus- und Weiterbil- 
dungsmaßnahmen, die auch mit den Ländern abge- 
stimmt werden sollen. 


Interface zwischen Maschine und Anwender 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß künf- 
tige Datenverarbeitungssysteme dem Anwender 
vielfältige und komfortable Einsatzmöglichkeiten 
bieten müssen, damit die DV in breiten Bereichen zur 
Anwendung kommen kann. Durch die Vermittlung 
von Grundkenntnissen in der Datenverarbeitung 
innerhalb der Berufsausbildung ist dann die Mög- 
lichkeit geschaffen, die DV bei der Mehrzahl der 
Tätigkeiten in Verwaltung und Produktion als 
Hilfsmittel einzusetzen. Das Interface zwischen Ma- 
schine und Anwender soll auf lange Sicht so gestal- 
tet werden, daß die Benutzung eines Rechners für 
jedermann entsprechend seinen Bedürfnissen mög- 
lich ist. Gefördert werden deshalb u. a. Sprach-Ein- 
Ausgabe, Ein- Ausgabe durch Telefon und Bildtele- 
fon und graphische Ein- Ausgabe-Geräte. 


F r a g e IV. 4. 

Welche Maßnahmen sind zur Förderung neuer 
Technologien vorgesehen, und woher bestim- 
men sich dabei ihre Prioritäten? 

Wie fördert die Bundesregierung insbesondere 

a) neue Verkehrssysteme, 

b) Meeresforschung und Meerestechnik, 

c) Fernmeldetechnik? 


Antwort 

Die Kern- und Weltraumforschungs-, Datenverarbei- 
tungs- und Meeresforschungsprogramme der Bun- 
desregierung dienen insgesamt der Förderung neuer 
technologischer Entwicklungen. Darüber hinaus hat 
die Bundesregierung — abgesehen von allgemeinen 
Maßnahmen zur Innovationsförderung (vgl. Frage 
1. 4.) ein besonderes Programm zur Förderung sol- 
cher technologischer Entwicklungen begonnen, die 
einerseits zur Lösung wichtiger öffentlicher Aufga- 
ben beitragen und andererseits der Stärkung des 
wissenschaftlich-technischen Potentials der Industrie 
und damit der Stabilität der Wirtschaft dienen. 


20 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2789 


Priorität besitzen dabei besonders Maßnahmen für 

— die Sicherung der Lebensgrundlagen und der 
Gesundheit der Bevölkerung, 

— den Aufbau der Infrastrukturen z. B. in den Be^ 
reichen des Verkehrs, der Kommunikation sowie 
der Energie und Rohstoffe, 

— die Erhaltung und angemessene Steigerung der 
technologischen Leistungsfähigkeit im internatio- 
nalen Vergleich, 

— die innere und äußere Sicherheit. 

Die Mittel für diese Maßnahmen sind in den ver- 
gangenen zwei Jahren beträchtlich erhöht worden 
und sollen weiter gesteigert werden. 

a) Neue Verkehrssysteme 

Künftige verkehrspolitische Entscheidungen müssen 
auf sicheren Kenntnissen über die Leistungsfähig- 
keit verschiedener bestehender und möglicher neuer 
Verkehrs Systeme beruhen. Ziel der Förderung von 
Entwicklungen für neue Verkehrssysteme ist es da- 
her, eine breite Palette technischer Lösungen für die 
Verkehrsaufgaben der Zukunft anzubieten und die 
Auswahl und Einführung geeigneter Systeme zu er- 
möglichen. 

Entsprechend den verschiedenen Anforderungen an 
Verkehrssysteme werden Forschungs- und Entwick- 
lungsprogramme für 

— den spurgebundenen Fernverkehr, 

— den Nahverkehr, 

— den Schiffsverkehr, 

— den Luftverkehr, 

— die Verkehrsfluß Steuerung und die Sicherheit 
des Individualverkehrs 

aufgestellt und teilweise bereits durchgeführt. 

Am weitesten fortgeschritten ist das Förderungs- 
programm für den spurgebundenen Fernverkehr. 
Hier werden einerseits die Grundlagen für neuar- 
tige trassengebundene Hochleistungsschnellver- 
kehrssysteme (Magnetschwebetechnik, Luftkissen- 
technik) entwickelt, andererseits die wirtschaftlichen 
und technischen Grenzen des Rad-Schiene-Systems 
erforsdit. Studien über die Anforderungen an zu- 
künftige Verkehrssysteme und über sozioökonomi- 
sche Fragen des Fernverkehrs der Zukunft begleiten 
die technologischen Entwicklungen. Um Überlastun- 
gen und Stauungen auf Autobahnen zu verhindern 
und den vorhandenen Straßenraum optimal auszu- 
nutzen, wird ein automatisches Verkehrsbeeinflus- 
sungssystem entwickelt, das mit elektronischer zen- 
traler Erfassung und Auswertung der Verkehrs- 
daten arbeitet. Eine 80 km lange Autobahnstrecke 
zwischen Köln und dem Dernbacher-Dreieck wird 
gegenwärtig mit Einrichtungen für Erfassungs- und 
Fernübertragung der Daten ausgerüstet. Darüber 
hinaus ist als Großversuch eine Autobahn-Korridor- 
steuerung für Alternativstrecken im Raum Frank- 


furt — Mannheim — Stuttgart in Aussicht genommen. 
Die Forschungs- und Entwicklungsprogramme für 
andere Teilbereiche sind noch nicht so weit fortge- 
schritten, werden jedoch in enger Zusammenarbeit 
zwischen den beteiligten Ministerien bearbeitet. 

Aufgrund der wachsenden internationalen, insbe- 
sondere europäischen Verflechtung des Verkehrs 
müssen neue technische Lösungen auf diesem Ge- 
biet international abgestimmt werden. So wird z. Z. 
beispielsweise ein gemeinsames Konzept für die 
Entwicklung elektronischer Hilfen im Straßenver- 
kehr zwischen den Staaten der Europäischen Ge- 
meinschaft und weiteren europäischen Ländern er- 
örtert. Außerdem ist kürzlich innerhalb der Euro- 
päischen Verkehrsminister-Konferenz (CEMT) eine 
Arbeitsgruppe gebildet worden, um die Entwicklung 
neuer Verkehrstechniken und Modernisierung der 
konventionellen Eisenbahnen im Hinblick auf hö- 
here Geschwindigkeiten im Personen- und Güter- 
verkehr zu prüfen mit dem Ziel einer Abstimmung 
zwischen den beteiligten Ländern. 


b) Meeresforschung und Meerestechnik 

Bisherige Grundlage der Förderungsmaßnahmen für 
die Meeresforschung und Meerestechnik ist das „Ge- 
samtprogramm für die Meeresforschung in der Bun- 
desrepublik Deutschland 1969 bis 1973''. Dieses Pro- 
gramm wird zur Zeit für den Zeitraum 1972 bis 1975 
überarbeitet; die Bundesregierung beabsichtigt, das 
neue Gesamtprogramm im Frühjahr 1972 vorzu- 
legen. 

Die Schwerpunkte der Meeresforschung und Mee- 
restechnik sollen den .folgenden Zielen dienen; 

— Verhütung und Bekämpfung der Meeresver- 
schmutzung, 

— Kenntnis der Lagerstättengenese und Entwick- 
lung der Explorationstechnik mit dem Ziel der 
Nutzung der mineralischen Rohstoffe des Meeres- 
bodens und seines Untergrundes, 

— Nutzung der Nahrungsquellen des Meeres, 

— Erkenntnis und Beherrschung der Naturvorgänge 
an der Küste, 

— Nutzung der Kenntnis der Wechselwirkung zwi- 
schen Ozean und Atmosphäre. 

Das in den Jahren 1968 und 1969 formulierte Ge- 
samtprogramm sah neben den Aktivitäten der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft und der beteiligten 
Länder für den Bund Aufwendungen in Höhe von 
rund 350 Millionen DM vor. Die Bundesregierung 
wird demgegenüber nach der derzeitigen Finanz- 
planung im gleichen Zeitraum voraussichtlich mehr 
als 400 Millionen DM zur Förderung der Meeres- 
forschung und Meerestechnik zur Verfügung stellen. 
Im übrigen wird auf die Beantwortung der Kleinen 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Hubrig, Lenzer, 
Dr. Probst und der Fraktion der CDU/CSU zur Mee- 
resforschung und Meerestechnik verwiesen (Druck- 
sachen W2383 und W2450). 
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c) Fernmeldetedinik 

Im Fernmeldewesen nähert sich die konventionelle 
Kommunikationstechnik über Radio, Fernsehen, Te- 
lefon den Grenzen der technischen Möglichkeiten. 
Die Bundesregierung fördert daher die Entwicklung 
von Kommunikationssystemen der Zukunft, die in 
der Lage sind, mehr Informationen an mehr Empfän- 
ger in kürzeren Zeiten unter wirtschaftlichen Bedin- 
gungen zu liefern. Entsprechend den unterschied- 
lichen Anforderungen werden im wesentlichen drei 
Entwicfclungsrichtungen vorangetrieben: 

— der Ausbau und die Optimierung bestehender 
Netze, 

— die Entwicklung neuer breitbandiger Kommuni- 
kationssysteme (Mikrowellentechnik, Lichtleiter- 
technik unter Einsatz von Lasern) für den Aus- 
bau regionaler Netze, 

— die Entwicklung breitbandiger Fernübertragungs- 
netze mit Hilfe der Satellitentechnik (siehe 
Frage III.) . 

Das Deutsche Rechenzentrum (DRZ) wird sich vor- 
rangig mit Problemen der Datenfernverarbeitung 
beschäftigen. 

Frage V. 1. 

Welcher Zusammenhang besteht nach Meinung 
der Bundesregierung zwischen Technologieför- 
derung und Umweltschutz? 

Antwort 

Probleme des Umweltschutzes entstehen weltweit 
im Zuge der Entwicklung der industriellen Gesell- 
schaft und nicht allein oder primär im Zusammen- 
hang mit der staatlichen Technologieförderung. 

Die Förderung bestimmter Technologien kann aber 
die Möglichkeit steigender Umweltbelastung mit 
sich bringen; auf der anderen Seite können neue 
technische Entwicklungen nicht nur vorhandene 
Umweltbelastungen reduzieren helfen, sondern sie 
auch von vornherein mit „umweltfreundlichen" Ver- 
fahren gering halten. Dementsprechend zieht die 
Bundesregierung eine doppelte Konsequenz: 

— Erstens achtet sie bei ihren Förderungsprogram- 
men auf die Folgen für die Umwelt. Als Beispiel 
sei auf die Betonung der Reaktorsicherheit im 
Atomprogramm verwiesen. 

— Zweitens fördert sie mit Nachdruck Programme 
und Vorhaben, die eine Entlastung der Umwelt 
erwarten lassen. Beispiele hierfür sind die Ent- 
wicklung neuer Verkehrsmittel (Elektroauto, 
Magnetzug), die Energiedirektumwandlung 
(rauch- und abgasarme Verfahren der Energie- 
transformation), die chemische- Verfahrenstedmik 
(Reduzierung der Abwasserbelastung bei der 
Papierherstellung), die Lebensmittelerzeugung 
(Verringerung der Anwendung von Biociden) 
und das Regionalprojekt Untermain (Modellvor- 
haben zur Luftreinhaltung in Ballungsgebieten). 


Frage V. 2. 

Was ist die umfassende Zielperspektive, die die 
Förderung von Technologie und den Schutz der 
Umwelt umfaßt? Was wird getan, um beides zu 
koordinieren? 

Antwort 

Umfassendes Ziel der Förderung neuer Technolo- 
gien ist es, die technischen Hilfsmittel für die Ge- 
staltung der Umwelt von morgen bereitzustellen. 
Für alle technischen Entwicklungen wird in Zu- 
kunft stärker als bisher der Einfluß auf die Umwelt 
als Auswahlkriterium berücksichtigt werden müs- 
sen. Besondere Gesichtspunkte im Hinblick auf Um- 
weltschutz und Umweltgestaltung sind dabei 

— spezielle Meß- und Analysetechniken zum syste- 
matischen Erkennen der Umweltbeschaffenheit, 

— die Beseitigung vorhandener und die Verhinde- 
rung neuer Schäden, 

— die Erforschung und Entwicklung von techni- 
schen Gesamtprozessen, die die Umwelt mög- 
lichst wenig belasten. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu diesen Pro- 
blemen ist im Umweltprogramm vom 29. September 
1971 dargestellt. 


Koordinierung 

Die Koordinierung der Arbeit aller mit Fragen des 
Umweltschutzes befaßten Bundesministerien wird 
durch den Kabinettsausschuß für Umweltfragen 
wahrgenommen, den die. Bundesregierung am 
6. Juli 1970 eingesetzt hat. 

Es wurde bereits mit der Koordinierung der Förde- 
rung der allgemeinen technologischen Forschung 
und Entwicklung und im Zusammenhang damit auch 
der Umweltforschung begonnen, und zwar zunächst 
beschränkt auf die vom Bund unmittelbar finanzier- 
ten Vorhaben, später erweiterungsfähig auf die Län- 
der und die verschiedenen Forschungsorganisatio- 
nen (z. B. Deutsche Forschungsgemeinschaft, Max- 
Planck-Gesellschaft und Fraunhofer-Gesellschaft). 
Einbezogen sind auch die umweltbezogenen For- 
schungsvorhaben bei den Großforschungseinrichtun- 
gen, Bundesanstalten und sonstigen vom Bund über- 
wiegend finanzierten Forschungsanstalten. 

Unter anderem ist der Einsatz von Datenverarbei- 
tungsprogrammen zur schnelleren und gezielten In- 
formationsauswertung beabsichtigt. 

Im Rahmen des Umweltprogramms sind ferner fol- 
gende organisatorischen Maßnahmen vorgesehen: 

— Die Bundesregierung erwägt die Errichtung eines 
Bundesamtes für Umweltschutz als Dachorgani- 
sation zur wirksameren Zusammenfassung be- 
stehender Bundesanstalten und Einrichtungen 
auf dem Gebiet der Umweltforschung und zur 
Übernahme von nichtministeriellen Aufgaben im 
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Rahmen der Zuständigkeit des Bundes im Um- 
weltschutz. Der Bundesbeauftragte für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung wird um einen 
Organisationsvorschlag gebeten werden. 

— Zur Früherkennung von Umweltschäden wird 
die Bundesregierung ein Informationssystem für 
die Umweltplanung einrichten. Eine intermini- 
sterielle Arbeitsgruppe entwickelt das Projekt 
unter Beteiligung der Länder, der Wissenschaft 
und der Wirtschaft. Dieses Informationssystem 
soll allen mit Umweltplanung befaßten Stellen 
zur Verfügung stehen. 

Frage V. 3. 

In welchem Ausmaß findet eine wirkungsvolle 
Koordination der Forschung und Entwicklung 
innerhalb der EWG-Staaten statt? Welche Rolle 
spielen hierbei die unterschiedlichen Industrie- 
strukturen der beteiligten Länder? 

Antwort 

Von den drei Verträgen der Europäischen Gemein- 
schaft enthält nur der Euratom- Vertrag spezifische 
Koordinationsregeln auf dem Gebiet von Forschung 
und Entwicklung. Im EWG- und EGKS-Vertrag ist 
die Zusammenarbeit — abgesehen von den Gebie- 
ten Kohle und Stahl sowie Landwirtschaft — nicht 
umfassend geregelt. Aus diesem Grunde ist die 
Arbeitsgruppe „Politik auf dem Gebiet der wissen- 
schaftlichen und technischen Forschung" (Aigrain- 
Gruppe) eingesetzt und beauftragt worden, neue 
Kooperationsgebiete und Koordinationsmechanis- 
men vorzuschlagen und auszuarbeiten. Entsprechend 
diesem Auftrag hat die Gruppe auf den Gebieten 
Informatik, Fernmeldewesen, Metallurgie, Umwelt- 
schutz, Ozeanographie, neue Verkehrsmittel und 
Meteorologie mehrere Projekte und kleinere Pro- 
gramme vorgeschlagen, die z. Z. mit zwölf weiteren 
zur Zusammenarbeit eingeladenen europäischen 
Staaten erörtert werden. Einige dieser Vorhaben 
sollen im November dieses Jahres einer Konferenz 
der Forschungsminister der beteiligten Staaten zur 
Entscheidung vorgelegt werden. 

Um die Voraussetzungen für eine wirkungsvolle 
Koordination der nationalen Forschungs- und Ent- 
wicklungsanstrengungen zu schaffen, hat die 
Aigrain-Gruppe insbesondere auch auf deutsche 
Initiative mehrere neue Koordinationsverfahren ent- 
wickelt. Dies sind 

— „konzertierte Aktionen" zur Koordinierung von 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten in ver- 
schiedenen Ländern, 

— Konfrontationsverfahren zur Gegenüberstellung 
nationaler Pläne, Programme und Projekte, 

— Konsultationsverfahren zur Abstimmung zwi- 
schen den Mitgliedstaaten vor Beginn neuer 
internationaler Vorhaben und vor wichtigen Ent- 
scheidungen in internationalen Gremien. 

Ziel und Gegenstand dieser Maßnahmen sind in der 
Antwort auf Punkt 3 der Großen Anfrage der Frak- 


tionen der SPD, FDP betr. Technologiepolitik (Druck- 
sache W2369) im einzelnen dargestellt. 

Für das Gebiet der wissenschaftlich-technischen In- 
formation und Dokumentation wurde die regel- 
mäßige Durchführung von Konfrontationen und 
Konsultationen im Juni 1971 verbindlich beschlos- 
sen. In der Perspektive der Schaffung eines euro- 
päischen Informations- und Dokumentationsnetzes 
werden die Mitgliedstaaten einander vor der Er- 
richtung nationaler Systeme unterrichten und ihre 
Haltung gegenüber chitten Ländern und anderen 
internationalen Organisationen mit dem Ziel frei- 
williger Abstimmung erörtern. 

Industriestrukturen 

Die unterschiedlichen Industriestrukturen der betei- 
ligten Länder spielen sowohl bei der Zusammen- 
arbeit wie auch bei der Koordination von Forschung 
und Entwicklung insbesondere dann eine wesent- 
liche Rolle, wenn es sich um Arbeiten handelt, die 
von der Industrie durchgeführt werden. Die Einwir- 
kungsmöglichkeiten der Staaten sind in diesem Be- 
reich entsprechend den verschiedenen Wirtschafts- 
ordnungen unterschiedlich, was sich auch in einer 
unterschiedlichen Förderungsmethode niederschlägt. 
Diese Probleme werden z. Z. im Rahmen der indu- 
striepolitischen Erörterungen in Brüssel diskutiert. 
Hierbei ist darauf zu achten, daß sich die auf den 
Technologiebereich bezogene Industriepolitik in 
den Gesamtrahmen der allgemeinen Industriepolitik 
einordnen, gleichzeitig aber die industriepolitischen 
Besonderheiten dieser Bereiche berücksichtigen 
werden. 

Frage V. 4. 

Welche Auffassung hat die Bundesregierung 

bezüglich einer Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet der Technologie mit den osteuropäischen 

Staaten? 

Antwort 

Auf dem Gebiet der Technologie ist es bisher nur in 
wenigen Fällen zur Zusammenarbeit mit osteuro- 
päischen Staaten gekommen. Dagegen bestehen be- 
reits seit Jahren rege wissenschaftliche Kontakte 
zwischen deutschen und osteuropäischen For- 
schungseinrichtungen (Universitätspartnerschaften, 
Wissenschaftler aus tausch, gemeinsame Symposien, 
Besuche von Wissenschaftlerdelegationen etc.). Da- 
neben gibt es in multilateralen Gremien Kontakte 
mit den Vertretern osteuropäischer Staaten. Auf 
staatlicher Ebene werden insbesondere mit der So- 
wjetunion und Rumänien Verhandlungen über eine 
bilaterale Zusammenarbeit geführt. Nach dem Be- 
such von Bundesminister Leussink haben drei deut- 
sche Fachdelegationen auf den Gebieten der Hoch- 
energiephysik, Biochemie und Dokumentation die 
UdSSR und eine sowjetische Plasmaphysik-Delega- 
tion die Bundesrepublik besucht. Der Austausch 
weiterer Delegationen ist vorgesehen. Für Kontakte 
mit Polen, Bulgarien und der CSSR wurden in die- 


23 



Drudcsadie VI/2789 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Sem Jahr die Grundlagen für Kontakte durch die 
Aufnahme entsprechender Vorschriften in Handels- 
und Kulturabkommen geschaffen. 

Die Bundesregierung befürwortet eine Vertiefung 
der Zusammenarbeit mit den osteuropäischen Staa- 
ten auf dem Gebiet der Technologie. Diese Zusam- 
menarbeit geht von der Basis unserer engen Ver- 
bindungen mit den westlichen Bündnispartner, ins- 
besondere im Rahmen der Europäischen Gemein- 
schaften, aus. Üm auch bei den wissenschaftlich- 
technischen Beziehungen zu den Ländern Ost- 
europas zu einer Abstimmung zwischen den Staa- 
ten der Gemeinschaft zu kommen, hat die Bundes- 
regierung bereits vor einiger Zeit ihren Partnern 
regelmäßige Konsultationen vorgeschlagen. Gleich- 
zeitig ist sich die Bundesregierung der Schwierig- 
keiten und Grenzen einer solchen Zusammenarbeit 
bewußt, die sich aus den Unterschieden der gesell- 


schaftlichen, administrativen und wirtschaftlichen 
Strukturen in Ost und West ergeben. 

Die Bundesregierung ist jedoch der Auffassung, daß 
diese Zusammenarbeit, die durch den deutsch-sowje- 
tischen Vertrag vom 12. August 1970 erleichtert 
wurde, für die Förderung der wissenschaftlich-tech- 
nischen Entwicklung in der Bundesrepublik ebenso 
wie in den osteuropäischen Partnerländern von gro- 
ßem Nutzen sein kann, über ihren unmittelbaren 
Gegenstand hinaus kann diese Zusammenarbeit 
auch einen Beitrag zur Normalisierung der gegen- 
seitigen Beziehungen leisten. 

Auch die osteuropäischen Staaten sind an einer 
Zusammenarbeit mit den Industrienationen des 
Westens interessiert. Dies ist in den letzten Jahren 
in zahlreichen Vereinbarungen über wissenschaft- 
liche und technologische Zusammenarbeit mit west- 
lichen Ländern deutlich geworden. 
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